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Bekanntmachungen 

Anderung der Richtlinien 
für die Verwaltung des kirchlichen Grundeigentums 

vom 20. März 1979 

Das Kollegium des Nordelbischen Kirchenamtes hat am 31. März 
1987 beschlossen. die Hichtlinien für die Verwaltung des kirch­
lichen Grundeigentums \(1m 20. März 197ll 1G\'OB!. S. 147) 1,iL' 
folgt zu ändern: 

1. § 3 erhält folgende Fassung:

§ 3
Bewirtschaftung 

(1) Das kirchliche Grundeigentum ist so zu bewirtschaften,
daß in Erfüllung seiner Zweckbestimmung auf lange Sicht der 
bestmögliche Nutzen erzielt wird; dabei sind die Erfordernisse 
des Umwelt-, Landschafts- und Naturschutzes zu beachten. 

(2) Moore, Sümpfe, Brüche und sonstige Feuchtgebiete sowie
Heiden, Dünen und Trockenrasen sind in naturnahem Zustand 
zu belassen. Landschaftsgerechte Renaturierungen derartiger 
Flächen sind zu fördern. 

(3) Das Nordelbische Kirchenamt kann ergänzende Hinweise
für den Umwelt- und Naturschutz auf kirchlichem Grundeigen­
tum geben. Auf das Merkblatt über Möglichkeiten extensiver 
Landbewirtschaftung wird verwiesen (Anlage 4). 

2. � 4 Abs . 2 erhält folgende Fassung:

(2) Bei der Verpachtung sind kirchliche, soziale. wirtschaft­
liche und umweltschützende Gesichtspunkte zu beachten. 

3. § 4 wird clurl'i1 folgenden Ahs. 6 ergänzt: 

(6) Pachtwrträgc hcdürfen dlT Genehmigung dl's l<irchcn­
krcisvorstandcs, sofern dies die Kirchenkreissatzung vorsieht. 

4. Nach § 4 wird § 4 a mit folgender Fassung eingefügt:

§ 4a
Extensive Landbewirtschaftung 

(1) Die kirchlichen Körperschaften können ·eine extensive
Landbewirtschaftung in Zusammenarbeit mit den Pächtern auf 
freiwilliger Basis fördern. Dies geschieht durch Beteiligung an 
staatlichen Maßnahmen oder, in Abstimmung hiermit, durch 
Erarbeitung eigener Vorhaben. 

(2) In die Musterpachtverträge sind Ergänzungen über die
Extensivierungsvereinbarungen aufzunehmen. Ferner ist festzu­
legen. wer die Bewirtschaftungsauflagen kontrolliert. Bei der­
artigen Pachtverträgen soll ein geminderter Pachtzins festgesetzt 
werden oder die Zahlung von Ausgleichsleistungen vereinbart 
werden. 
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(3) Pachtvertriige nach den Abs. 1 und 2 bedürfen der Geneh­
migung durch den Kirchenkreisvorstand, sofern dies die Kir­
chenkreissatzung vorsieht. Dem Genehmigungsantrag soll ein 
Gutachten nach § 6 der l{ichtlinien beigefügt werden. 

5. Diese ,�nderungsrichtlinien treten mit ihrer Verkündung in
Kraft.

Az.: 8010 - VH 1 

Kiel, den 20. Mai 1987 

"lordclbisches Kirchenamt 

Dr. B l aschke 

Präsident 

Richtlinien 
für die Verwaltung des kirchlichen Grundeigentums 

vom 20. März 1979 (GVOBI. S. 147) 
in der Fassung vom 31. März 1987 

�ach Art 102 Abs. 3 der Verfassung der Nordclbischcn Kirche 
werden nachstehende Richtlinien aufgestellt: 

§ 1
Gegenstand der l{ichtlinien 

Diese Richtlinien gelten für das gesamte kirchliche Grund­
eigentum 

§ 2
Nachweis 

( 1) Es ist dafür zu sorgen, daß alle Grund stücke und die mit ihnen
verbundenen eintragungsfähigen dinglichen Rechte im Grundbuch 
auf den "!amen des kirchlichen Rechtsträgers - ggf. unter Bezeich­
nung der Zweckbestimmung - eingetragen sind. 

(2) Die in Absatz 1 genannten Grundstücke und Rechte sind
außerdem in einer kirchlichen Grundbesitznachwcisung mit ihren 
wesentlichen Merkrnälen zu verzeichnen. Die Grundbcsitrnach­
weisung ist auf dem laufenden zu halten. Muster für eine Grund­
besitznachweisung sind beim Kirchenkreis anzufordern. 

(3) Die Grundbcsitznachwcisung und die erfurderlichen Unter­
lagen (Grundbuchauszüge, grundbuchamtliche Benachrichtigungs­
schreiben. Katasterauszüge. l<atasteramtliche Handzeichnung, Flur­
karten. Kaufvertrage usw.) müssen geurclnet und sicher aufhcwahrt 
werden. Es wird empfohlen. die Nachweisung in Abschriften bei 
einer übergeordneten kirchlichen Verwaltungsstelle zu verwahren. 

(4) Neben der Grundbesitznachweisung sollen Landakten er­
stellt werden. 

§ 3
Bewirtschaftung 

(1) Das kirchliche Grundeigentum ist so zu bewirtschaften. daß
in Erfüllung seiner Zweckbestimmung auf lange Sicht der bestmög­
liche Nutzen erzielt wird; dabei sind die Erfordernisse des Umwelt-, 
Landschafts- und Naturschutzes zu beachten. 

(2) Moore, Sümpfe, Brüche und sonstige Feuchtgebiete sowie
Heiden, Dünen und Trockenrasen sind in naturnahem Zustand zu 
belassen. Landschaftsgerechte Renaturierungen derartiger Flächen 
sind zu fördern. 

* vgl. § 18 Richtlinien für Friedhöfe in kirchlicher Trägerschaft
(GVOBI. 1987, S. 49 ff.)

(3) Das Norcle!bische Kirchenamt kann ergcinzencle !-1 inweise für
den l.Jmwelt- und Naturschutz auf kirchlichem Grundeigentum 
geben. Auf das Merkblatt über Möglichkeiten extensiver Land­
bewirtschaftung wird verwiesen (Anlage 4). 

§ 4
Nutzung 

(1) das Grundeigentum wird in Eigenbewirtschaftung oder durch
Verpachtung genutzt. 

(2) Bei der Verpachtung sind kirchliche. soziale, wirtschaftliche
und umweltschützende Gesichtspunkte zu beachten. 

(3) Auf die Festsetzung eines angemessenen und gesicherten
Pachtzinses ist wachten. Der Pachtzins hat sich nach der Boden­
qualität. der Ortslage und dem Angebot zu richten. Die Pachtpreise 
sollen grundsätzlich in Geld vereinbart werden. Eine Gleitklausel 
ist vorzusehen. 

(4) Die Pachtzeit sollte in der Regel 6 bis 9 Jahre betragen. Eine
automatische Verlängerung ist auszuschließen. Bei der Verpach­
tung ist das einheitliche Vertragsmuster zu verwenden. Ein Muster 
kann beim Kirchenkreis angefordert werden. 

(5) Die Verpachtung soll öffentlich bekanntgegeben werden.
damit sich jeder um eine Pachtung bemühen kann Auf eine 
öffentlich meistbietende Verpachtung ist zu \'erzichten. 

(6) Pachtverträge bedürfen der Genehmigung des Kirchenkreis­
vorstandcs. sofern dies die Kirchenkreissatzung vorsieht. 

§ 4 a
Extensive Landbewirtschaftung 

(1) Die kirchlichen Körperschaften können eine extensive Land­
bewirtschaftung in Zusärnmcnarbeit mit den Pächtern auf freiwilli­
ger Basis fördern. Dies geschieht durch Beteiligung an staatlichen 
Maßnahmen oder, in Abstimmung hiermit. durch Erarbeitung 
eigener Vorhaben. 

(2) In die Musterpachtverträge sind Ergänzungen über die Exten­
sivierungsvereinbarungen aufzunehmen. Ferner ist festzulegen, wer 
die Bcwirtschaftungsauflagcn kontrolliert. Bei derartigen Pachtver­
trägen soll ein geminderter Pachtzins festgesetzt werdcn oder die 
Zahlung von Ausgleichsleistungen \'erein ban werden. 

(3) Pachtvertriigc nach den Ahs. 1 und 2 bedürfen der Genehmi­
gung durch den Kirchcnkrcisvorstand, sofern dies die Kirchen­
kreissatzung vorsieht. Dem Genehmigungsantrag soll ein Gutach­
ten nach § 6 der Richtlinien beigefügt werden. 

§ 5
Abbau von Boden bestand teil 

Bei dem Abbau von Bodenbestandteil ist auf die besonderen 
gesetzlichen und polizeilichen Bestimmungen zu achten. Vor Ab­
schluß eines Abbauvertrages ist das Nordelbische Kirchenamt um 
Beratung zu bitten. Ein Muster für den Abschluß eines Abbauver­
trages kann beim Nordelbischen Kirchenamt oder den Kirchen­
kreisen angefordert werden. 

§ 6
Sachverständige 

(1) Die kirchlichen Körperschaften sind verpflichtet, sich bei der
Verwaltung des kirchlichen Grundeigentums, der land- und forst­
wirtschaftlich genutzt wird, insbesondere beim Erwerb und der 
Veräußerung von Grundstücken, bei der Festsetzung des Erbbau­
zinses und bei der Flurbereinigung von den durch das Nord elbische 
Kirchenamt genannten und der Landwirtschaftskammer anerkann­
ten Sachverständigen beraten zu lassen (vgl. GVOBI. 1977, S. 137). 
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(2) Bei städtischem Grundeigentum ist zur Wertermittlung unbe­
bauter und bebauter Grundstücke bei Rückfragen über die Höhe 
des Erbbauzinses die Einschaltung eines Gutachterausschusses 
nach � 137 lmauG möglich. 

§ 7
Erwerb 

Es darf nur Grundeigentum erworben werden. das deri Zwecken 
der Kirche unmittelbar dient oder diesen im Sinne des § 4 nutzbar 
gemacht werden kann. \ur dem Erwerb rnn Grundstücken. die 
behaut \1,·rdcn sollen. i,t eine Stl'ilungnalmw cks 0Jordclbisch,·11 
l<irchcnamtes cinzuhokn. Es wird l'.mplohkn daf, sich die iirt 
liehen kirchlichen Stellen über die planerischtn Feststellungen und 
Baubeschränkungen der kommunalen und staatlichen \'erwaltun­
gen unterrichten und ihr Recht auf Beteiligung an der Bauleitpla­
nung wahrnehmen. Auf da, \1crkblatt zum Runclesbaugcsetz wird 
verwics,·11 i:'1.nlage 1 ). 

§ 8
Veräußerung und Belastung 

(1) Kirchliches Grundeigentum ist nach Herkommen und Wicl­
mun).' grundsiitzlich ur1\'criiußcrlich. Kircherwigcnc Grundsti1ckl· 
dürfen grund,iitzlich nur 1näuEcrt werd,·11. wenn besonckrc· 
ülfcntl1clw ucler s01ialc Gnincle vorliegen. Unter Wahrung der 
kirchlichen Interessen soll eine Veräußerung nur im Austausch mit 
gleichwertigem Ersatzland erfolgen oder "enn der Kaufpreis für 
den En,erb geeigneten Ersatzlandes Verwendung findet. 

(2) Kirl'11lichcs Cirundcigcnrnm darf nur bcl:i,;tct (Hypotheken.
Grundschulden) werden. \,,·n:1 besondere Griinde dies rechtrcrtig1·11. 

§ 9
Ersatzlandbeschaffung 

(1) A.ls Ersatzland sollen ertragsfähige Grundstück� und sicher
vcrpad1tharc landwirtschaitlichc NutzfüirhL'n angekauft wcrck11. 
Der A11kauf \'Oll Baucr11artungsla11cl mkr BauLmd i,t nur dann 
durclu.ufLjhren, wenn da" :1nzukaufcndc Lrnd in absehbarer Zeit 
für einen bestimmten Zweck der kirchlichen Körperschaft benötigt 
wird. Das Ersatzland soll der abgegebenen Fläche im Hinblick auf 
Größe und die erzielbaren Pachteinnahmen mindestens gleichwer­
tig sein. 

(21 \uf die Ersal1landbc·,chaffu11g kann in bcgrünclctcn .\u,­
nalirndiillcn verzichlet \1·,-rd,,11. insbcsonckrc. Wc'nn das zu \ci-­
äußernde Grundstück nur einen geringen Umfang oder geringen 
Wert oder die kirchliche Körperschaft bereits bei früheren Verkäu­
fen mehr Ersatzland als seinerzeit erforderlich erworben hat. 
Gründe für den Ver7icht sind in dem Beschluß darzulegen. 

(.3! LamlH'rkaufscrl<i"' ,ollen 111<iglichst in c·i11e111 auf KirL'l1,-11-
kreisL·bcm· LU bildenden Landerwerbsfond, cingcbrachl werd,,11. 
wenn ihre Wicdt>ranlagc nicht in absehbarer Zeit realisiert werden 
kann. 

§ 10
Pfarrvermögen 

(1) Das Pfarrvermögen dient aufgrund seiner Widmung aus­
schließlich der Besoldung und Versorgung der Pastoren. Es ist 
daher in seinem Bestand zu erhalten und darf wegen der Widmung 
keinem anderen Vermögen einverleibt werden. 

(2) Angemessene Aufwendungen zur Erhaltung und Vt>rbesse­
rung von Pfarrländereien sind aus dem Haushalt des Kirchen­
kreises zu bezahlen. 

(3) Wird Pfarrvermögen entwidmet, so hat die kirchliche Körper­
schaft hierüber einen Beschluß herbeizuführen und über die Art 
der Entschädigung des Pfarrvermögens zu beschließen. 

§ 11
Erbbaurechte 

Von dem Abschluß neuer Erbball\-erträge ist abzusehen. Für clie 
beslehcnclen t:rbbauvcrlr:ige gilt cLis Merkblalt zur \ ngahl' von 
Erhhaurel'l1k11 tAnlagl' 2). v\ ird :iusnahmswei,c :1us hl'sondcrcn 
Gründen ein Erbbaurecht vergeben. so ist das Vertragsmuster beim 
Kirchenkreis anzufordern und zu \·erwenden. 

§ 12
Enteignung 

Bei l\ekan11t11,Tdc11 der Einleitung cks Enll'ignu11gs1nfohrcns kirch­
lichen Grundeigentums ist da, :\ordelbischc Kirchenamt um Bera­
tung zu bitten. 

§ 13
Plurbcrcinigung 

Ziel der Hurbcreinigung i,t es. die Produktions- uml Arbeilsbc 
dingungen in dn Land- und forsl\\ irtschaft zu verbessern und die 
allgemeine Landkultur und Landentwicklung zu fördern. Damit in 
jedem Abschnitt des Verfahrens gewährleistet ist. daß die kirch­
lichen Interessen gewahrt werden. ist sofort nach Einleitung des 
Verfahrrns ein annkanntcr Sach1·crständigcr cinLuschaltcn. Über 
die Einkitull).'. des Plurbcrcinigung"errahrens ist d:1s '.\ordelbische 
I<irchrnamt 1.u informieren. h \1·ird auf das l\krkbl:rtt LUlll Flur­
bereinigungs\·erfahren verwiesen (Anlage 3). 

§ 1-t
Friedhofserneiterung 

Beim Erncrh \'Oll Grundstück,·11 für die Erwcill'rung von Fried­
hiifen ist vorhcT zu prüfen, ob di,'>L' für lkstattungsr,1 ,Tke geeignet 
sind. Der Amtsarzt ist in jedem !'all rechtzeitig zu hören. Aufgrund 
der Verpflichtung der politischen Gemeinde ist bei eiern Erwerb von 
Grundstücken zur Friedhofsen,eiterung mit der p,llitischen Ge­
meinde zu \·ereinbaren. daß diese kostenlos die Grundstücke 
übercignl't lrn Crundstücksübcrcignungsvcrlrag ist t,'.ki,·hzcitig eine 
lüickiiberci:,:11u11g an die politische· Ce111eindl' LU 1Trei11bare11. 
wenn es nicht zur Friedhofserweiterung kommt. Dieser Anspruch 
auf Rückübertragung ist durch eine Auffassungsrnrmerkung zu­
gunsten der politischen Gemeinde zu sichern. 

� 1'i 
lkschlüsse dl'r kirchli,·hcn Kiirpcrschafk11 

( 1) Cber den Erwerb, die VL'fctuEcrung, die Belastung. die Bcslel­
lung von Erbbaurechten. den Abschluß von Pacht\·erträgen, den 
Abbau von Bodenbestandteilen. das Flurbereinigungs\·erfahren und 
die Fricdhc,fserweitcrung sind Beschlüsse der kirchlichen Körper­
schaften hcrhci1ufiihren 

(2) In ckm B,·sL hluR ist die gcn:n1,, katastcra111tlil'lw lkzeichnung
des Grundstuch und die Angabe seiner Gröfsc ai1Lugcben. 

(3) Der Beschluß ist in drei Ausfertigungen zur Genehmigung
einzureichen. Beizufügen sind bei Beschlüssen über den Erwerb, 
die Veräußerung und die Bestellung von Erbbaurechten: 

a) das Gutachten nach § 6,

b) ein Grundbuchauszug nach dem neuesten Stand,

c) gegebenenfa!ls Katasterauszüge,

d) Abschriften des Kaufvertrages oder des Erbbauvertragt>s oder
der Entwurf des Vertrages.

(4) Die Beurkundung von Kaufverträgen, Erbbauverträgen oder
Belastungen sind erst vorzunehmen, wenn der Beschluß der Kör­
perschaft genehmigt ist. Wird eine Beurkundung vor Erteilung der 
kirchenaufsichtlichen Genehmigung vorgenommen. so ist die 
Rechtswirksamkeit des Vertrages oder Angebots von der Erteilung 
der Genehmigung abhängig zu machen. 
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(5) Ist zum Ankauf eines Grundstücks die Aufnahme eines
Darlehens erforderlich, so ist neben dem Beschluß über den 
Erwerb ein Beschluß über die Aufnahme des Darlehens zu fassen. 

§ 16
Schlußbestimmungen 

Diese Richtlinien treten am 1. Juni 1979 in Kraft. Gleichzeitig 
finden die Verwaltungsanordnung über die Verwaltung des ldrch­
lichen Grundbesitzes der ehern. Ev.-Luth. Landeskirche Schleswig­
Holsteins vom 30. juni 1976 (KGVOBI. 1976, S 118J und die 
Rundverfügungen. die dieser Regelung entgegenstehen kL·inc An­
wendung mehr. 

F: Anlage 4 

Merkblatt über Möglichkeiten extensiver Landbewirtschaftung 

Vorbemerkung 

Gottes Schöpfung ist uns Menschen anvertraut, daß wir sie 
bebauen und bewahren. Viele stellen heute die Frage. ob wir diese 
Verantwortung immer in genügender Weise wahrnehmen. Die 
Erklärung des Rate, der EKD und der Deutschen Hisch()/skonfe­
renz vom 14. \la1 IY85 „Verantwortung wahrnehnll'n für die 
Schöpfung" 1 kann hier bei der Diskussion eine wertvolle Hilfe sein. 
Wir verweisen ferner auf die Denkschrift „Landwirtschaft im 
Spannungsfeld zwischen Wachsen und Weichen Ökologie und 
Ökonomie Hunger und Überfluß"2 aus dem Jahr 1984.

1 Ackerflächen 

1.1 Keine chemischen Pflanzenbehandlungsmillel auf "3-b m brei­
ten Ackerrandstreifen - insbesondere bei Winter- und Som­
mergetreide sowie bei Raps. Dadurch werden in der Landschaft 
artenreiche .\·erbindungsbänder" zur Erhaltung selten gewor­
dener Pflanzen und Pflanzengesellschaften geschaffen. 

1.2 Keine chemischen Pflanzenbehandlungsmittel auf kleineren 
Ackerflächen mit einer Breite bis zu 50 m. 

1.3 Ein- bis zweijährige Brache auf kleineren Ackerflächen mit 
einer Breite bis zu 50 m mit folgenden Auflagen: 

- Einmalige mechanische Bearbeitung unmittelbar nach der
Ernte ist zugdassen.

- Ansonsten ke·i ncrlci Bearbeitung und Nutzung rkr Fläche

- keine Ansaat

2 Grünlandflächen 

2.1 Grünlandextensivierung mit folgenden, einfach zu krmtrollie­
renden Auflagen: 

- Keine Bearbeitung (Schleppen, Walzen. Düngen, Mähen
etc.) in einem zweimonatigen Zeitraum (Je nach Landesteil
5. April 20. Juni).

- Geringe Beweidungsintensität im gleichen Zeitraum (Groß­
vieheinheiten/ha in Wiesenvogelbrutgebieten, ansonsten max.
2 Großvieheinheiten - GVE -1

- Standweide, keine Porli<lllS\,eick

- Mähen von innen nach außen: grundsätzlich mit Wildretter

- Keine Umwandlung in Ackerland

- Verzicht auf Dränung

- In Wiesenvogelbrutgebieten: keine Gülle vom 1. April -
20. Juni

1) erschienen im Gütersloher Verlagshaus Gerd Mohn, ISBN
3-579-01987-2

2) a.a.O ., ISBN 3-570-01984-8

2.2 Grünlandextensivierung auf sehr ertragsschwachen trockenem 
Magergrünland (sehr leichte Sandböden I mit folgenden Auf­
lagen: 

- Verzicht auf jegliche Düngung

- keine Zufütterung bei Weidevieh

- Standweide, keine Portionsweide

- Mähen von innen nach außen: grundsätzlich mit Wildretter

- Keine Umwandlung in Ackerland

2.3 Maßnahmen für den -\mphibienschutz (nur bei Amphibienvor­
kommen in erreichbarer Nähe) durch: 

- Verzicht auf organische Dünger vom 1 April 20. luni

- Verzicht auf jegliche Dünge- und Pflanzenbehandlungsmittel
20 m um Gewässer

- Standweide, keine Portionsweide

- Mähen von innen nach außen: grundsätzlich nur mit Wild-
retter

2,4 Umwandlung von Acker- in Grünland mit folgenden Auflagen: 

- Verwendung von Saatgutmischungen, die für eine anschlie­
ßende extensive .\:utzung geeignet sind

- Ab,tand von Zäunen zu vorhandenen Knicks: 2.5 m

- Verpflichtung zu anschließender extcn,ill-r Nutzung

3 Ungenutzte Flächen 

3, 1 Herausnahme geeigneter Flächen oder Teilflächen (z.B. schwer 
verpachtbare, entlegene, ertragschwache, ungünstig geschnit­
tene Flächen. Uferstreifen an Seen und Fließgewässern, Streifen 
an Knicks und \\'aldrändern) aus der landwirtschaftlichen 
Produktion, Verzicht auf jegliche Bearbeitung. Beratung durch 
Fachleute auf diesem Gebiet, ggf. schonende Pflege der Flächen 
(z.B. durch kirchliche Jugendgruppen oder Naturschutzver­
eine - nach vorheriger fachkundiger Beratung und Erstellung 
eines PflegcplancsJ. 

3.2 Erhaltung und Pflege schutzwürdiger Flächen wie Moore, 
Sümpfe, Brüche, Heiden, Dünen, Trockenrasen insbesondere 
nach den gesetzlichen 11cstimmungcn der §§ 8, 11, 20 Land­
schaftspflegegesetz Schleswig-Holstein (s. auch Merkblätter 
Nr. 2 u. 7 des Landesamtes für .\:aturschutz und Landschafts­
pflege· S-H). Verzicht auf jegliche Nut7Llng. Pflege- und ggf. 
Verbcsserungsmafsnahmen nach Einschaltung eines fachkun­
digen Beraters (Unter Landschaftspflegebehörde, Landschafts­
pflegebüro). 

3.3 Schaffung von Heide- und Trockenrasenfluren. Sie können auf 
mageren Böden, besonders an und zwischen Wäldern sowie an 
Wegrändern, die problemlos einmal jährlich gemäht oder über­
weidet werden, angelegt werden. 

3.4 Schaffung neuer Wasser-, Sumpf- und Bruchflächen. An vielen 
Stellen giht es im östlichen Hügelland und in Teilen der Geest 
Senken, die schwer zu entwässern sind. Es bietet sich an, 
defekte Dränagen hier nicht wieder herzurichten, ggf. noch 
funktionierende Entwiisscrungseinrichtungen zu verstopfen und 
die· Bewirtschaftung ein dann vcmäEten Flächen aufzugeben. 
Es entwickeln sich nachwasscrbcreiche, Niedermoore und 
Bruchwälder. Bei Neuanlage von Lebensräumen keine schutz­
würdigen Biotope zerstören. (Merkblatt Nr. 9 des Landesamtes 
für Naturschutz und Landschaftspflege gibt Hinweise). 

3.5 Anlagen von Teichgräben. d. h. etwa 3 m breite, flach auslau­
fende Gräben mit sehr geringer Strömung. Die Verbreiterung 
der Gräben schafft Lebensraum für Wasserbewohner und Am­
phibien auf Kosten der landwirtschaftlichen Nutzfläche. Als 
Abgrenzung zu Ackerflächen ist ein mehrere Meter breiter 
ungenutzter Landstreifen notwendig. 
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3.6 Vorfluter sind so zu pflegen, daß Röhrichtbestände erhalten 
bleiben: Handräumung wird bevorzugt rnr wechselseitiger 
Uferräumung. 

3.7 Anlage' rnn Knicks und Fc·ldgehiilzen. In Gc·,·st und Hiigl'lland 
ist di,· :\euanlage von Knicks insbesomkrc in flurbereiniglL'11 
Gebieten auch aus landwirtschaftlichen Griindcn sinnvoll(\ cr­
hinderung der Winderosion auf leichten Böden, Erhaltung der 
Feinde von Schadinsekten). Einern vernetzten System rnn 
Knicks und Feldgehölzen ist dabei aus allgemein ökologischen 
wie besonders aus ¼ildbiulogischcn aber auch landcskulturel­
lcn Grilllden der Vur?Lig gegeniiber cicr -\nlage von isolicrt,·n 
Feldgehölzen zu geben. Fcldgehiilze sollten \·on vornherein so 
angelegt werden, daß sie sich zu lichten Buschgruppen mit nur 
eingestreuten Bäumen entwickeln. Zur Erhaltung dieses Zu­
standes sind ggf. auch pflegende Eingriffe (Einzelstammnut­
zung) nötig. 

3.8 Sich,·rung der fachgn,·chten Pflege dn Knicks durch ,·nt­
spr,·chcnde Verpflichtung der l'iichtcr der zugehörigen land­
wirtschaftlichen Nutzflächen. 

Hinweis: Bei der Entwicklung bestehender und Anlage neuer 
Biotope stellt die Schleswig-Holsteinische Landesregierung für die 
anfolknckn Kosten Fiirdcrungsmillel zur \ crlügung. Niihcre Aus­
kunft tilwr die Ämter fiir Land- und Wasscrnirtschart Flensburg 
Heide, Husum, Itzehoe. Kiel und Lübeck. 

Auch wird auf die vom Landesamt für '.\"aturschutz und Land­
schaftspflege herausgegebene Broschüre „Extensi\·ierungsförderung 
in Schleswig-Holstein'' hingewiesen. 

Bekanntmachung 

der Satzung des Kirchenkreises Rendsburg 

(Kirchenkreis-Satzung Rendsburg - KK Satz) 

Vom 29. Mai 1987 

Die Kirchenkreissynode des Kirchenkreises Rendsburg hat nach 
Art. 30 Abs. 1 Buchst. h der Verfassung der Nordelbischen h.­
Luth. Kirche die nachstehend veröffentlichte Kirchenkreissatzung 
beschlossen. 

Norcklhi,chcs Kirchenamt 

Dr. Blaschkc 

Az.: 10 KK Rendsburg - \ H J!R 1 

Satzung des Kirchenkreises Rendsburg 

(Kirchenkreis-Satzung Rendsburg - KK Satz) 

Präambel 

1. Abschnitt

§ 1 Allgemein
§ 2 Organe

Vom 13. November 1986 

Inhal tsübers icht  

§ 3 Einrichtungen des Kirchenkreises
§ 4 Ausschüsse

2. Abschnitt

§ 5 V isitationen
§ 6 Revisionen

3. Abschnitt

§ 7 Kirchensteuern
§ 8 Finanzverteilung
§ 9 Vcrn c.tltungsarbeiten
§ 10 Gend1rnigu11ge11

4. Abschnitt

§ 11 Geschäftsordnung
§ 12 Einladung
§ 13 Tagesordnung
� 14 Vcrh,mdlungslcitung
� 15 Öfkntlichkcit
§ 16 Beschlu/sfähigkeit
§ 17 Schriftliche Beschlußfassung
§ 18 Ausschluß von der Beschlußfassung
§ 19 Abstimmungen
§ 20 \Vahkn
§ 21 1\ icckrschrirt
§ 22 Verschwiegenheit

5. Abschnitt

§ 23 Veröffentlichung von Satzungen und Ordnungen
§ 24 Rechtsmittel
§ 25 Änckrungcn der Satrnng,·n
§ 26 Inkrafttreten

Präambel 

Gemäß Artikel 30 Absatz 1 Buchstabe h der \'erfassung der 
Nordclbischen Evangelisch-Lutherischen Kirche wird für den Kir­
chenkreis R,·nd,burg eine Kirchrnkrcissatzung lw,chlossen. In 
Erfüllung der .-\ufgabcn des Kirchenkreises gcmiiE .-\rtikel 25 der 
Verfassung der Nordelbischen Ernngelisch-Lutherischen Kirche 
werden in der Satzung folgende Regelungen getroffen: 

!. .-\h,l'irnitt 

§ l
Allgemein 

Der Kirchenkreis Rendsburg ist gemäß Artikel 3 Absatz 2 der 
Verfassung der Nordelbischen Ernngelisch-Luthcrischcn Kirche 
eine Körperschaft des iiffcntl1clll'n Rechts. 

§ 2
Organe 

(1) Die Zahl der Mitglieder der Kirchenkreissynode wird vor
jeder Wahl \'011 der Kirchenkreissrnode festgesetzt. 

(2) Dem Kirchcnkreisvorstancl gchiircn 9 Mitglicdn an.

(3) Der Kirchenkreisvorstand kann für die Dauer seiner Amts­
zeit Kirchenkreisbeauftragte für bestimmte Aufgaben berufen, die 
ihm verantwortlich sind. Die Kirchenkreisbeauftragten brauchen 
der Synode nicht anzugehören. 

§ 3
Einrichtungen des Kirchenkreises 

Soweit der Kirchenkreis nach Artikel 30 Absatz 1 Buchstabe c 
der Verfassung der Nordelbischen Evangelisch-Lutherischen Kir­
che eigene Einrichtungen schafft. liegt deren Leitung beim Kirchen­
kreisvorstand. Dieser kann die Leitungsaufgaben besonderen Gre­
mien oder Einzelpersonen übertragen. 

Seine Verantwortung gegenüber der Kirchenkreissynode bleibt 
davon unberührt. Für die Dienste und Werke gelten die Artikel 4 
und 43 bis 45 der Verfassung der Nordelbischen Evangelisch­
Lutherischen Kirche. 
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H 
Ausschüsse 

( 1) Kirchenkreissrnode und Kirchenkreisvorsrnnd können un­
beschadet der Hcgclurrg des Artikels :rn .\hsalz 2 der Verfassung der 
.'\ ordelbischen Evangelisch-Lutherischen Kirche Arbeitsausschüsse 
bilden, deren Amtszeit die der Kirchenkreissynode nicht über­
SL'hreilcn darf. In diL·sc Arbeibausschüssc kiinncn auch Gemeinde­
glieder gewählt oder berufen werden, die der Kirchenkreissynode 
und dem Kirchenkreisvorstand nicht angehören. 

12) Der Propst su11ic die \,irsilzendet1 der Kirchenkreis:oyrwde
und des Kirchenkreisvorstandes können an den Sitzungen der 
Ausschüsse mit Ausnahme des Pröpstewahlausschusses teilneh­
mc·r1. Sie sind auf ilHc'n WumL·h rn hiiren. In dc'n Sitzungc·11 der 
.'.rbeitsausschüsse rnil Ausnahme des Prüpstewahlausschusses kann 
der Propst den Vorsitz übernehmen. 

11) Die .\usschüsse sind niL:hl befugt, 1-lesch',üsse zu fassen,
welche die Kirchenkreissynode und den Kirchenkreis\'ursland 
binden. 

2. Abschnitt

� 5 
Visitationen 

( 1) Der Propst führt in der Regel im \bstand von 6 Jahren in den
1-;irchengemeinden \'isitaliunc11 durch. Sil' dienen der Stärkung der 
kirchlichen Gemeinschaft. der Beratung der Gemeinden und der 
Aufsicht über die Gemeinden. 

(2) Zur\ isilation gchiirl die Teilnahme des Prnpsles an Gottes
diensten sowie je ein Gespräch mit dem Kirchenvorstand, den 
Pastoren und den \litarbeitern der Gemeinde. Als Gesprächs­
grundlage dient ei11 Ge111cimkbcrich1, den der l(irchcmursland 
erstellt. 

(3) Die \'isitation soll sich nach Möglichkeit auch auf Besuche
bL·i den einzelnen Einrich!un:.'.cn der l,irchcnf2L'l1leinde und den 
\'erschicd en cn Gruppen erstrecken. 

(4) Während der \'isitation können auch Gespräche mit den
\'cTln:tcrn clcr Kon1munalgcrncinck11, der örtlichen Schuk11 sowie 
der Vereine und Verbände stattfinden. 

(5) Der Propst führt auch \'i,itationcn bei den eiern Kirchenkreis
zugcordnl'tcn Diensten und \\'crken durch. 

(6) Im übrigen findet die \'isitationsordnung der Kirchenleitung
der Nordclbischcn E\'angclisch-Luthcrischcn Kirche mm 2.8.1 qs1 
iGVOl-ll "',LI< 198'i Seile 199) ·\nwemlung. 

§ 6
Re\·isionen 

( l) Der Kirchenkreisvorstand führt in der Regel im Abstand von
3 Jahren in den Kirchengemeinden Revisionen durch. 

(2) Der Kirchenkreisvorstand kann einzelne Personen mit der
Durchführung von Revisionen beauftragen. 

(3) Die Revision umfaßt die gesamte kirchliche und pfarraml•
liehe Verwaltung und im besonderen folgende Sachgebiete: 

a) Allgemeine Verwaltung,

b) Personalwesen.

c) Haushalts-, Kassen- und Rechnungswesen.

d) Kollekten- und Sammelwesen,

e) Vermögens- und Grundstücksverwaltung,

f) Bauwesen,

g) Kirchenbuch- und Archivwesen.

h) Inventarien,

i) Fricdhufswcsrn und

j) diakonische Einrichtungen der Gemeinde.

(4) Für die Revision der ](asscnführung sind ieweils rnci Prüfer
zu bestellen, die n:gelrnüEigc und unvermutete Kasscnprüfungcn 
vornehmen. Der Kirchenkreisvorstand kann mit der Prüfung auch 
den Kirchenkreisrevisor beauftragen. Im übrigen unterliegt die 
gesanrll' Haushalls- und \\ inschafls!Lihrung der kirchlichrn Gre­
mien den Prüfungen des Rechnungsprüfungsamtes der .'\ordelbi­
schen Ernngelisch·Lutherischen Kirche. 

3. Abschnitt

p 
Kirchensteuern 

(]) Der Kirchenkre.is erhebt Kirchensteuern mm Einkommen in 
Höhe eines Vomhunderlsc1Lzcs cler l'.inkomn1c'11 (lohn)slL'ucr oder 
nach Maßgabe des Einkommens als \lindeskirchensteuer und als 
Kirchgeld in glaubensverschiedenen Ehen entsprechend den durch 
die Nordclbischc Synode bcstimrntc11 kirchcngcsdzliclll'n l{cge­
lungen. 

(2) Die Kirchengemeinden können entsprechend den jeweils
gcllendrn kirchengesetzliL·hcn Rali111enbe'1immu11gcn daneben 
Kirchgeld sowie Kirchensteuern vom Grundeigentum und Vermö­
gen erheben. 

(.1) Kirchcnsll'ucrbcschlussc der l(irchc'nv1,rständc übn Art und 
Höhe rnn Kirchensteuern gemäg Absatz 2 bedürfen der ldrchen­
aufsichtlichen Genehmigung durch den Kirchen kreisvorstand. Die­
ser darf die Genehmigung nur erteilrn. WL'fltt 1u\1>r cim· Stellung­
nahme des Nordclbischen Kirchenamles eingeholt \\urden ist. 
soweit es nicht Richtlinien dafür aufgestellt hat 

(4) Liher Stundung, LrlaL, odn NiL·tkrschlagung \'Oll l<irchl'n­
steuern rntscheidet der Kirchenkreisvorstand nach dem jeweils 
geltenden Kirchensteuerrecht der .'\ordelb1schen f.\'angelisch­
Luthcrischcn Kirche. Rci I<irchcns\\.'ucrn ge111üß Absalz 2 trifft die 
Entscheidung der l\.irchcn\'Orsland nach Einholung einer Stellung 
nahme des Kirchenkreisvorstands. 

� 8 
Finanzverteilung 

Die \'crtcilung der dem Kirchenkreis nach cll'm Kirchengesetz 
über dtL' hnanz\·crtcilun[.: in der :\ordclbischrn E\·angelisch­
Lutherischen Kirche (Finanzgesetz) zufließenden Schlüsselzuwei­
sungen aus dem Kirchensteueraufkommen SO\\·ie weiterer zur Ver· 
füguni: ,teilender Geldcr crlulgt nach .v1aggab,,• der Fi11a11zsatzun� 
des Kirchenkreises Rendsburg in der jeweiligen Fassung 

� 9 
Verwaltungsarbeiten 

Die Verwaltungsarbeiten des Kirchenkreises und der amtsbe­
rechtigten Kirchengemeinden werden vom Verwaltungsamt nach 
Maßgabe der Satzung über das Verwaltungsamt des Kirchenkreises 
Rendsburg in der jeweiligen Fassung durchgeführt 

§ 10
Genehmigungen 

(1) Zur Wahrung eines gleichmäl�igen Handelns der Kirchenge­
meinden sind folgende Beschlüsse und Verträge der Kirchenge­
meinden vom Kirchcnkreisvorstand zu genehmigen, soweit die 
Genehmigung nicht bereits in der Verfassung der Nordelbischen 
Evangelisch-Lutherischen Kirche oder in Kirchengesetzen vorge­
schrieben ist: 

a) Friedhofssatzungen.

b) Friedhofsgcbührenordnungcn,
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c) Satzungen und Ordnungen kirchlicher Einrichtungen,

d) Vergabe von Vorschüssen und Darlehen.

e) Veräußerung oder Veränderung von kirchlichem Grundeigen­
tum. S(l11ie Nutzungsiinderung von Pastoraten.

f) Verwc·ndung des Yerkaufserliises von kirchlichem Grundeigl'n­
tum.

g) Miet- und Pachtverträge

h) Zuweisung und Einziehung von Dienst- sowie Werkdienst- und
Werkmietwohnungen.

i) Vertri1ge kirchlicher Köq)L'rschaften mit kommunalen oder staat­
lichen Stellen.

j) Beschlüsse nach § 7 Absatz 2 dieser Satzung.

Das Genehmigungsverfahren schließt eine Rechts- und Zweck­
mäßigkeitskontrolle ein. 

(2) Die Kirchenvorstiinde können Entscheidungen. die nicht
genehmigungspflichtig sind. 11egen ihrer übercirtlichen ßedeutung 
oder aus anderen Gründen an den Kirchenkreisvorstand übertra­
gen. Die Kirchenvorstände sind dann an die Entscheidung des 
Kirchenkreisvorstands gebunden. Der Kirchenkreisvorstand kann 
die Entscheidung auf den Kirchenvorstand zurückübertragen. 

➔ Abschnitt

§ ll
Geschäftsordnung 

Kirchliche ßeschlußgremien können sich eine eigene Geschäfts­
ordnung geben. Sie bedarf rnit Ausnahme der Geschäftsordnung 
der Kirchenkreissynode der Genehmigung des Kirchenkreis\'Or­
stands. Soweit in ihnen keine abweichenden Regelungen getroffen 
worden sind, finden die Bestimmungen dieses Abschnitts Anwen­
dung. 

� 12 
Einladung 

Die Einladung erfolgt durch den Vorsitzenden spätestens eine 
Woche \'Or der Sitzung schriftlich unter Angabe der vorläufigen 
Tagesordnung. Der Einladung sollen möglichst Unterlagen oder 
Erläuterungen zur Tagesordnung beigefügt werden. In dringenden 
Fällen oder bei vorher feststehendem Termin kann von der Einhal­
tung der Ladungsfrist abgesehen werden. 

§ 13
Tagesordnung 

Die Tagesordnung wird endgültig zu Beginn der Sitzung festge­
stellt. Cber Gegenstände. die in der Tagesordnung nicht angegeben 
sind, kann nur dann hesch los,en werden. Wl'nn keiner der Anwe­
senden Einspruch erhebt und mindestens die Hälfte der Mitglieder 
anwesend ist. 

§ 14
Verhandlungsleitung 

Der Vorsitzende leitet die Verhandlungen und ist für die Auf­
rechterhaltung der Ordnung in der Versammlung verantwortlich. 
Schließt er die Sitzung, so ist jede weitere Beratung und Beschluß­
fassung ausgeschlossen. 

§ 15
Öffentlichkeit 

Die Sitzungen der kirchlichen Beschlußgremien mit Ausnahme 
der Kirchenkreissynode sind nicht öffentlich. Das kirchliche Be­
schlußgremium kann jedoch durch jederzeit widerruflichen Be­
schluß bestimmen, daß seine Sitzungen allgemein, längstens jedoch 

für eine Wahlperiode. oder im Einzelfall öffentlich abgehalten 
werden. In jedem Fall kann für einzelne Verhandlungsgegenstände 
die Öffentlichkeit ausgeschlossen werden. Bei der Beratung von 
Personalangelegenheiten, über die Vergabe von Aufträgen. von 
Grundstücksgeschäften oder Angc·lc·gcnheiten. die die persönlichen 
oder wirtschaftlichen Verhältnisse einzelner Gemeindeglieder be­
rühren, ist die Öffentlichkeit ausgeschlossen. 

§ 16
Beschlußfähigkeit 

Die kirchlichc·n ßeschluRgremien sind beschlulfüihig. wenn mehr 
als die Hälfte der Mitglieder anwesend ist, sofern keine grölkre 
qualifizierte l\lehrheit durch Gesetz bestimmt wurde. Wenn zu 
einer Sitzung die zur Beschlußfähigkeit erforderliche Zahl der 
Mitglieder nicht erschienen ist. so ist eine zweite Sitzung anzube­
raumen. Diese ist ohne Rücksicht auf die Zahl der Erschienenen 
beschlulsfähig. wenn in der Einladung darauf hinge11icsen wird. 
Zwischen beiden Sitzungen müssen mindestens 2➔ Stunden liegen. 

§ 1 i
Schriftliche Beschlußfassung 

Kirch liehe Resch lußgremien mit Ausnahme der Kirchenkreis­
synode können einen ßeschluG au,nahrnsweise aud1 auf schrift­
lichem Wege fassen. Der ßeschluE ist gültig, wrnn mehr als die 
Hälfte der l\litglieder zustimmt und nicht von einem Mitglied 
mündliche Beschlußfassung verlangt wird. 

§ 18
Ausschluß von der Beschlußfassung 

Wer an dem Gegenstand der \'erhandlungen persiinlich beteiligt 
ist, soll zwar gehört werden. darf aber bei der Beratung und 
Abstimmung nicht anwesend sein und nicht mitwirken. Eine per­
sönliche Beteiligung liegt vor, wenn der Beschluß dem \fitglied des 
kirchlichen Beschlußgremiums selbst oder seinen nächsten Ange­
hörigen (Eltern. Ehegatten. Kindern. Adoptierten und Geschwi­
stern) einen unmittelbaren Vorteil oder Nachteil bringen kann. 

§ 19
Abstimmungen 

Soweit kirchengesetzlich nichts anderes bestimmt ist. entscheidet 
die einfache \lehrheit der Ja- und >/einstimmen. Bei Stimmen­
gleichheit gilt der Antrag als abgelehnt. 

§ 20
Wahlen 

Soweit kirchengesetzlich nichts anderes bestimmt ist. werden 
Wahlen wie folgt durchgeführt Gewählt wird mit Stimmzetteln. 
Durch Zuruf ()der Handzeichrn kann gcwäh lt werckn. wenn nicht 
widersprochen wird und nur ein Vorschlag vorliegt. Gewählt ist, 
wer die meisten Stimmen erhält. Liegt nur ein Wahlvorschlag vor, 
ist die Mehrheit der Zahl der Mitglieder erforderlich. Bei Stimmen­
gleichheit ist die Wahl einmal zu wiederholen. Bei erneuter Stim­
mengleichheit entscheidet das Los, das vom Vorsitzenden des 
Gremiums gezogen wird. Eine Wahl durch schriftliche Beschluß­
fassung (§ 17) ist nicht zulässig. 

§ 21
Niederschrift 

Über die Sitzung ist eine Niederschrift anzufertigen. Sie ist vom 
Vorsitzenden und einem Mitglied zu unterzeichnen und zur Ge­
nehmigung vorzulegen. Jedes Mitglied erhält eine Abschrift. Bei 
Beschlußgremien des Kirchenkreises kann auf Wunsch eine Ab­
schrift an die Vorsitzenden der anderen Beschlußgremien über­
sandt werden. 
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§ 22
Verschwiegenheit 

Über Gegenstände, die ihrer Natur nach vertraulich sind oder 
deren Geheimhaltung besonders heschlossen wird. ist Stillschwei­
gen zu bewahren. 

5. Abschnitt

S 23
Veröffentlichung von Satzungen und Ordnungen 

Satzungen und (Jrdnungen und ihre späteren \nderungen. die 
eine Geltung über den Kreis der Glieder der Nordelbischen 
Evangelisch-Lutherischen Kirche hinaus beanspruchen, sind in der 
örtlichen Tagespresse mit ihrem vollen Wortlaut zu veröffentlichen. 

§ 24
Rechtsmittel 

(1) Wer durch eine kirchliche Körperschaft oder Amtsstelle im
Kirchenkreis in seinen Rechten verletzt wird, kann nach Artikel 
1 16 Absatz 2 der Verfassung der Nordelbischrn Evangelisch 
Lutherischen Kirche dagegen Beschwerde einlegen. für das Be­
schwerdeverfahren gilt § 46 des Einführungsgesetzes zur Verfas­
sung der Nordelbischen Evangelisch-Lutherischen Kirche. 

(2) Die Beschwerdefrist beginnt mit dem Ablauf des Tages, an
dem die Entscheidung dem Betroffenen bekanntgegeben ist Bei 
Zusendungen durch ejnfachen Brief gilt die Bekanntgabe mit dem 
drillen Tage nach .'\ufgabe zur Post ah bewirkt, es sei denn, daß der 
Bescheid später zugegangen ist. 

§ 25
Änderungen der Satzung 

Änderungen dieser Satzung können durch die Kirchenkreis­
S} node mit einfacher Mehrheit der Mitglieder der Synode beschlos­
sen werden. 

§ 26
Inkrafttreten 

Die Satzung tritt am Tage nach ihrer Veröffentlichung im Gesetz­
und Verordnungshlatt der N ordelhischen Evangelisch-Lutherischen 
Kirche in Kraft 

Tarifvertrag über Erschwerniszuschläge für Arbeiter 

Kiel, den 19, Mai 1987 

Der Verband kirchlicher und diakonischer Anstellungsträger 
Nordelbien (VKDA-NEK ) hat den in § 3.3 Abs. 3 des Kirchlichen 
Arbeitertarifvertrages (KArbT-"IEK) vorgesehenen Tarifvertrag über 
clic Gewährung von Erschwemiszuschlägen mit Lkn Gewerkschaf­
ten vereinbart. Der Tarifvertrag trägt das Datum vom 16. März 1 987 
und tritt am 1. Juli 1987 in Kraft 

Wir geben den Wortlaut des Tarifvertrages vom 16. März 1987 
nachstehend bekannt und weisen gleichzeitig auf die Allgemeinver­
bindlichkeit hin (Bek. vorn 28. Mai 1980 - GVOBL S. 16 01 

Erläuterungen: 

Zu§ 1 

Der Ersdnvernisplan enthält eine erschiipfende Aufzählung aller 
Arbeiten. für die Erschwerniszuschläge vereinbart worden sind. Für 
Arbeiten, die hier nicht genannt sind, sind daher keine Zuschläge 
zu zahlen. 

Neben den zuschlagsberechtigten Arbeiten enthält der Erschwer­
niszuschlagsplan die Höhe der einzelnen Erschwerniszuschläge, 
die jeweils in Form eines \Qm-Hundertsatzes der Bemessungs-

grundlage festgelegt worden ist. Wegen der Bemessungsgrundlage 
folgen weitere Hinweise zu § 4. 

Zu§ 2 

Sind für eine Arbeit mehrere Erschwerniszuschläge vorgesehen. 
ist grundsätzlich nur der höhere Zuschlag zu zahlen. Ausnahmen 
bilden die in § 3 genannten Arbeiten, bei deren zusammentreffen 
jedoch auch nur höchstens zwei Zuschläge nebeneinander zu 
zahlen sind. 

Zu§ 4 

Die hier vereinbarte Dynamisierung der Bemessungsgrundlagen 
für die Erschwerniszuschläge kommt mit der Erhöhung des Mo­
natstabellenlohns aufgrund c.ks Monatslohntarifvcrtrages Nr. 5 
vom 16. 04, 1987 bereits zum Zuge, so daß die Sätze von 7,70 D\l 
und 8.29 DM iiherholt sind. Die ab l. Juli 1987 maßgebenden Sätze 
betragen stattdessen 

für den Bereich Schleswig-Holstein 
für den Bereich Hamburg 

Zu§ 5 

8,-- DM , 
8,16 DM. 

Mit dem Inkrafttreten des Tarifvertrages entfallen alle bisherigen 
Regelungen über Erschwerniszuschläge für Arbeiter (vgl. Bek. vom 

02, 07, 1986 - GVOBL S, 175). übergangsweise sind jedoch Er­
schwerniszuschläge nach altem Recht solange weiterzuzahlen, \Vie 
sie höher sind als die Zuschlüge nach dem neurn Erschwernis­
zuschlagsplan. 

Zu Abschnitt 2: 

Nachdem die Monatslbhne der Arbeiter mit Wirkung vom 
01.01.1987 linear um 3,4 v.H. erhöht worden sind, sind die Sätze 
des bisherigen FrschwernisLuschlagsplans für die Zeit vorn O 1. O 1 
bis 30. 06. 1987 wie folgt zu erhöhen: 

Kennziffer des Erschwernis- Bereich Bereich 
zuschlagsplans SH1IJM HH/IJM 

1, 34, 36 b, 37, 38. 40, 44, 45 1.23 1,30 
2-9, 35, 36 a, 39, 46 0,81 0,88 
10-14 0,6 4 0.66 
15-17 0,58 0,6 1 
18-29. 41, 42, 43.49 0.37 0,42 
30 a 43.35 47,53 
30b 48,15 51.81 
31 19,27 21,60 
32 8,-- 8,63 
33 1.63 1,72 
47, 48 33.70 36,26 
50 0.50 0,55 

Soweit die Erschwcrniszuschläge in der Vergangenheit pauschaliert 
worden sind . empfehlen wir, die bis zum 31.12.1986 maßgebenden 
Sätze ab 01 01. 1987 um 3.4 v.H. zu erhöhen. 

Die Pauschalierung der Erschwerniszuschläge erfolgt auch künf­
tig aufgrund des� 35 Abs. 3 KArbT�EK 

Ab 1. Juli 1987 gilt für die Einzelabrechnung sowie für die 
Neupauschalierung von Erschwerniszuschlägen ausschließlich der 
Erschwerniszuschlagsplan in der Fassung des Tarifvertrages vom 
16. Müu 1987.

Az.:321\-DII 

Nordelbisches Kirchenamt 

Im Auftrage 

Grobmann 
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Tarifvertrag 
über die Gewährung von Erschwerniszuschlägen 

gemäß§ 33 KArbT-NEK 
vom 16. März 1987 

Zwischen 

dem Verband kirchlicher und diakonischer Anstellungsträger 
Nordclbien (VKDA-NFK1. 

vertreten durch den geschäftsführenden Vorstand 

- einerseits -

und 
der Gewerkschaft Öffentliche Dienste, Transport und Verkehr 
Bezirksverwaltung Hamburg und \iordwest 

der Deutschen Angestellten Gewerkschaft Landesverbände Ham­
burg und Schleswig-Holstein 

dem Verband l(irchlichcr Mitarbeiter Nordc•lbicn 

der Gewerkschaft Gartenbau. Land- und Forstwirtschaft Landes­
bezirk Nordmark 

- andererseits

wird auf der Grundlage der Tarifrerträge vom 5. 1\ovember 1979 
für die unter den Geltungsbereich des Kirchlichen Arbeitertarifver­
trages (KArbT '.\iEK) fallenden Arbeiter folt2rndes vcrL·inbart: 

Abschnitt 1 
Erschwernis,· us,-hlagsp lan 

§ 1

Erschwerniszuschlägc µemiifl, § 'l3 K/\rbT-:\EK werden für die in 
der .-\nlage 1u d ics1:m Tarifvertrni,: ! LrschwcrniszuschlagsplanJ auf­
geführten zuschlagsberechtigten :\rbeiten gezahlt. Die Tätigkeiten, 
für die Ersdn,Trniszuschläge bewilligt werdt:>n. sind im Erschwer­
niszusch lagspla11 erschiiplend aulgc·zählt. Drn Fr,chwerniszu 
schlagsplan im Wege der .\nalogie anzuwenden, ist ausgeschlossen. 

§ 2

Die Erschwcrniszuschläge werden nur für die 1\rbcilsstunden 
gezahlt. in denen die bezeichneten Arbeiten tatsächlich ausgeführt 
werden. Liegen die Voraussetzungen für die Zahlung mehrerer 
Ersd1wernis1u,c·hläge bvi einer ·\rbcit vor. so ist vurl1ehaltlich der 
Regelung nach § 3 dieses Vertrages nur der höhere Erschwerniszu­
schlJg zu zahlen. 

Sind die r.r,chwcrniszusd1lägc gleich h1d1, ist der Zuschlag zu 
zahlen auf den der Hat:ptanteil der Arbeit entfällt. 

( 11 Ucr Bezug der Er:;c hwer­
niszuschläge nach Kennziffern 

7 
6. 35, 42, 43

schließt nicht aus die Zahlung 
eines Erschwerniszuscblagcs 
nJch Kc·nn7iffcrn 

alle anderen, Ausnahme: 43 
alle anderen. 

12) Es dürfen jcduch nicht mehr als zwei Erschwcrniszuschliige
nebeneinander gezahlt werden. Treffen die Voraussetzungen für 
mehr als zwei Erschwerniszuschläge zu, sind die jeweils höchsten 
Erschwerniszuschlägc zu zahlrn. 

§ 4
Die Bcrm·,sungsgrundlage der Ersclrn-crniszusch liige betrügt 

für den Bereich Schleswig-Holstein 7,70 DM, 
für den Bereich Hamburg 8,29 DM. 

Sie erhöht sich jeweils zu demselben Zeitpunkt und um densel­
ben Vom-Hundertsatz wie der Monatstabellenlohn der Stufe 1 der 
jeweiligen Lohngruppe IV. Bei der Berechnung sich ergebende 
Bruchteile ,·ines Pfennigs unter 0,5 sind abzurunden, Bruchteile 
von 0,5 und mehr aufzurunden. 

Protokollnotiz zu § 4 

Fine etwaige Einb�1ichung der ZulagL' für Arbeiter nach dem 
Tarifvertrag über eine Zulage an Arbeiter vom 17.05.1982 in den 
Monatstabellenlohn der Stufe 1 der Lohngruppe IV gilt nicht als 
Erhühung im Sinne des Satzes 1. 

§ 5

\lle bishcT gcltt:ndcn Vorschriften und Bestimmungen libcr die 
Zahlung von Schmutz-. Gefahren- und Erschwerniszuschlägen 
trc:ten außer Kraft. Soweit bisher höhere Erschwerniszuschläge 
gc?ahlt wurden, verbleibt es dalwi. 

Abschnitt 2 
Übergangsregelung 

Für die Zeit vorn 1. April 1982 bis zum Jnkrnfttrctcn dieses 
Tarifvertrages werden Erschwerniszuschläge nach den bisher gel­
tenden Regelungen gezahlt 

Abschnitt 3 
Inkrafttreten 

( 1) Dieser Tarif\ ntrag tritt mit Wirkung vom 1. Juli 1987 in
Kraft. 

(2) Dieser Tarifvertrag kann mit einer Frist von einem MonJt zum
Schluß eines Kalcmkrvicrtclja hrcs schriftlich gcklindigt wcrdcn.

Kiel, den 16. März 1987 

Für den Verband 
kirchlicher und diakonischer 
Amtcllungstri:igcr Nordelbicn 

(VKD;\ NEK) 

gez. Cnterschriften 

FLir die Gcwcrksck1ften 

gez, l:nt�rschriften 

Erschwerniszuschlagsplan 
Anlage 

Betr. in v.H. 
Kenn­
Ziffer 

2 

zuschlagshcrechtigtc Tätigkeiten 

Arbeiten mit Preßluftgeriikn. Motur- oder Elektrohammer. Sandstrahlgebläsen, Vibrierplattcn oder hand­
geführtcn Explosionsrammen 

a) Arbeiten, bei denen nach den erlassenen Anordnungen Hörschutzgeräte getragen werden müssen

b) beim Zusammentreffen mit anderen in § 3 nicht genannten Arbeiten

der Bemessungs­
grundlage 

15/Std. 

8/Std. 

5/Std. 
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Betr. in v.H. 
Kenn­
Ziffer 

zuschlagsberechtigte Tätigkeiten der Bemessungs­
grundlage 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

9 

10 

11 

12 

1.3 

14 

15 

16 

17 

Arbeiten. bei denen der Arbeiter den Einwirkungen von ätzenden. giftigen oder sonst gesundheitsschiidigcnden 
Stoffen ausgesetzt ist 

a) Arbeiten, bei denen nach den erlassenen Anordnungen Atemschutzgeräte getragen \,erden müssen

b) beim Zusammentreffen mit anderen in § 3 nicht genannten Arbeiten

Schweißer- oder Brennerarbeiten 

Arbeiten ohne feste Einrüstung in einer Höhe 

von mehr als 4 m 
von mehr als 8 m 
von mehr als 12 m 
von mehr als 30 m 
von mehr als 80 m 

Auf Dächern bis zu 8 m Traufen höhe jedoch nur mit einem Neigungswinkel von mehr al, 30° 

Auf- und Abbauen von Gerüsten über 8 m Höhe oder Arbeiten über 8 m Höhe auf Gerüsten, Leitern. 
fahrbaren Arbeitsbühnen. in Bäumen oder auf Dächern (gemessen zwischen Erdboden und Traufe). So\wit 
diese Arbeiten von Arbeitern ausgeführt werden. bei denen derartige Tätigkeiten berufsüblich sind, wird der 
Zuschlag erst von über 12 m Höhe gezahlt 

Entrosten 

Entrosten auf Gerüsten, Leitern. Stellagen, Kranen u.ä. über 8 m Hiihc 

Reinigen von \Ueisten Dachrinnen oder Fallrohren sowie Entfernen von Eis oder Schnee auf Dächern 

Reinigungs- oder Reparaturarbeiten in Dampfkesseln, Feuerstellen. Lüftungsschächten und Filteranlagen. 
Heizungs- und Rauchkanälen sowie in Behältern. die nur durch rvlannloch zu begehen sind 

Reparatur-. Reinigungs- und Betriebsarten in KohlL·- und Koksbunkc-rn 

Reinigen der Füchse von Kessel- und Koksofenanlagcn 

Reparaturarbeiten an in Betrieb befindlichen Feuerungsanlagen 

Begleitertätigkeit beim Spreng- oder Streudienst bzw. beim Salzen oder Schneepflügen 

Verladen oder Löschen von Streusalz oder Streusalzgemisch 

Arbeiten in Siel- oder Ab\,Üsseranlagen 

18 Verladen oder Entladen von Pllastersteinen (ausgenommen Kleinpflaster), Bordsteinen. Böschungssteinen 
oder Gehwegplatten von Hand 

19 

20 

21 

22 

23 

24 

25 

26 

27 

28 

29 

Arbeiten mit Stein- oder Glaswolle 

Entleeren von Senkgruben, Aborten oder Fükalieneimern, Reinigen\ on öffentlichen Bedürfnisanstalten SO\l'ic 
Arbeiten an verstopften Abortanlagen 

Reinigen von Drainagen oder Durchlässen, Ausschlammcn von Teichen oder Gräben 

Arbeiten mit Stacheldraht 

Reinigen von Räumen, die durch Instandsetzungs- oder Bauarbeiten besonders verschmutzt sind 

Reinigen von besonders schmutzigen Dachböden 

Auf- oder 1\bladen sowie Bunkern von Koks oder l<ohle von Hand 

Auf- oder Abladen von Bauschutt oder Müll von Hand 

Verladen oder Streuen von Kalk oder mineralischem Dünger sowie Tragen von Zement in Säcken 

Streuen von Hand, Spritzen, Sprühen oder Stäuben von giftigen Pflanzenschutz- oder Unkraut- bzw. 
Schädlingsbekämpfungsmitteln 

a) in geschlossenen Räumen
b) im Freien

Arbeiten mit Teer, Asphalt, Goudron, Karbolineum oder entsprechenden Holzschutzmitteln sowie frisch 
geteerten oder karbolinierten Hölzern 

30 Spritzen von Farben, gelöschtem Kalk, Konservierungs-, organischen Abbeiz- oder Lösungsmitteln 

a) in geschlossenen Räumen
b) über Kopf

Diese Kennziffer schließt die Zahlung nach Kennziffer 3 aus

31 Arbeiten an durch Öl oder Fett besonders verschmutzten Gegenständen

10/Std. 

12/Std. 

6/Std. 

10/Stcl. 

6/Std. 
10/Std. 
12/Std. 
20/Std. 
31 /Std. 

10/St. 

10/Std. 

15/Std. 

10/Std. 

10/Std. 

15/Std. 

15/Std. 

10/Std. 

8/Std. 

8/Std. 

8/Std. 

8/Std. 

8/Std. 

15/Std. 

7 /Std. 

5/Std. 

5/Std. 

5/Std. 

5/Std. 

5/Std. 

5/Std. 

20/Std. 
10/Std. 

10/Std. 

8/Std. 
10/Std. 

8/Std. 
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32 

33 

34 

35 

36 

37 

38 

39 

40 

41 

42 

43 

44 

45 

46 

47 

48 

49 

50 

51 

52 

53 

54 

55 

56 

57 

58 

59 

60 

61 

62 

63 

64 

65 
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B\.'tr. in v.H. 
zuschlagsberechtigte Tätigkeiten der Bemessungs­

grundlage 

Drehen, Bohren. Fräsen oder Schleifen von Grauguß, Kunststoffen oder Holz. wenn der Arbeiter starker 
Staubentwicklung ausgesetzt ist 

Arbeiten in Brunnen bis 5 m Tiefe 

Arbeiten in Brunnen über 5 m Tiefe 

Arbeiten. bei ck11en der \rbeiter im Wasser. Schlamm ()der flüssiger (nicht gestamplfrr) Betonmasse steht oder 
sonst in erheblichem J\.1aße mit Wasser oder Schlamm in Berührung kommt. Bei geringfügiger Wasser- oder 
Schlammbildung infolge Niederschlags besteht kein Anspruch auf den Zuschlag 

Bedienen von Unimogs oder motorgetriehenen Gartenbau- oder Landmaschinen (mit Ausnahme einfacher 
Rasenmäher) bei Arbeiten mit verschiedenen Zusatzgeräten (z.B. Buschhacker, Shredder-, Erdaufbereitungs­
maschinen) sowie von Großflächenmähern, wenn die Arbeiten unter besonders erschwerenden Bedingungen 
ausgeführt werden müssen (z.B. Hanglage, Fahren in Schräglage mit einem Rad in der Furche oder auf 
unebenem Gelände 

Arbeiten mit motorgetriebencn Rasenmähern, motorgetriebcnen Heckenschneidemaschinen, handgeführten 
motorgctricbencn Sdrnceräumgeräten odn handgdiih rlen Motorsägen oder hand)-'.l'lLihrten motorgetriebenen 
Erdbohrern. wenn die _-\rbeiten mindestens drei Stunden täglich dauern 

Reparaturen an Geräten oder Maschinen oder Montagearbeiten im Freien bei Kälte von unter 10 ° C 

Arbeiten in dornigen Buschpartien 

Mähen von Hand an steilen Böschungen 

Fällen von Bäumen und Tragen von Baumstämmen 

Herausnehmen von Bäumen von mindestens 40 cm Stammumfang mit Wurzelballen 

Kappen von Bäumen in Höhen ab 4 m 

Verbrennungsarbeiten auf dem Verbrennplatz 

Manuelles Zerkleinern \'On Steinen 

Ausgrabungen und somtige Arbeiten von Hand in mehr als 1 m Tiefe einsch I iL'L\lich r\acharbeiten von 
Baggerlöchern 

Manuelles Auf- oder Abladen oder Transportieren \'Oll Grabsteinen, Feldsteinen. Grabeinfassungen oder 
Grabplatten 

Manuelles Arbeiten mit frischem Tanncngrün bei der Abdeckung von Gräbern oder Rabatten 

Ausgrabung von nicht völlig verwesten Leichen (Exhumierung). je Ausgrabung und Arbeiter 

Ausheben von Leichenteilen von Hand 

Aushebung von Grüften von Hand, in denen sich Leichenwasser ansammelt. je Gruft und Arbeiter 

Manuelle Aushebung nm Grüften, in denrn Wasser steht oder noch Gebeine vorhanden sind, 
je Gruft und Arbeiter 

Manuelll:s Nacharbeiten in mechanisch ausgchobcrwn Grüften. in denen Wasser steht oder noch Gebeine 
vorhanden sind 

Transportieren oder Verbrennen von Leichenteilen oder ekelerregenden Stoffen 

\fanuelles Ausgraben und Öffnen eines Zinksarges, je Gruft und Arbeiter 

Manuelles Ausräumen von Gebeinen aus einer gemauerten Gruft. je Gruft und Arbeiter 

Manuelles Ausheben von Gräbern bei einer Frosttiefe von 20 cm 

Sargträgerzuschlag - je Beerdigung 

Unhygienische Reinigungsarbeiten im Leichenhaus 

l{eparaturarbeiten in den Leichenhallen oder in Sektionsräumcn der Krankenhäuser (zahlbar an ,\rbciter. 
deren ständiger Arbeitsplatz nicht in der Leichenhalle oder in den Sektionsräumen ist) 

Herrichten von Leichen flir die Besichtigung durch Angehörigen 

Arbeiten als Sektionsgehilfe in der Humanmedizin 

Arbeiten. bei denen der Arbeiter ständig mit geisteskranken Patienten zu arbeitstherapeutischen Zwecken 
zusammenarbeitet oder sie hierbei beaufsichtigt 

Arbeiten in psychiatrischen oder neurologischen Kliniken. Abteilungen oder Stationen, wenn der Arbeiter in 
Räumen arbeitet, in denen geisteskranke Patienten untergebracht sind 

J\utbcreiten von Fango-. \1oor- udcr Turbathermasse. Moorsch lamm 

5/Std. 

10/Std. 

15/Std. 

10/Std 

8/Std. 

8/Std. 

12/Std. 

5/Stcl 

5/Std. 

5/Std. 

5/Std. 

10/Std. 

5/Std. 

7 /Std. 

10/Std. 

10/Std. 

5/Std. 

550 

600/Std. 

250 

100 

20/Std. 

10/Std. 

420 

420 

5/Std. 

10/Std. 

15/Std. 

15/Std. 

5/Std. 

10/Std. 

5/Std. 

5/Std. 

6/Std. 
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Betr. in v.H. 
zuschlagsberechtigte Tätigkeiten der Bemessungs­

grundlage 

Entleeren von Moorgruben oder Moorwannen von Hand 6/Std. 

Reinigungsarbeiten in Behandlungsräumen von Unfall-Ambulanzen 8/Std. 

Reinigung der Gipsräume in den orthopädischen bzw. chirurgischen Abteilungen der Krankenhäuser 6/Std. 

Transportieren von Wolldecken oder Matratzen, die ekelerregend beschmutzt worden sind, in Kranken-
häusern oder Heimen 7 /Std. 

Reinigen oder Reparieren von Matratzen, Umfüllen alter Federbetten oder Federkissen 6/Std. 

Reinigen Infektions- oder Operationswäsche von Hand 10/Std. 

Arbeiten, bei denen der Arbeiter mit der schmutzigen Wäsche in Krankenhäusern oder Heimen in Berührung 
kommt 7 /Std. 

Reinigungsarbeiten in !<reiß- oder Operationssälen, Leichen- oder Sektionsräumen 8/Std. 

Reinigungs- oder Reparaturarbeiten an Abflüssen in Infektionsabteilungen, !<reiß- oder Operationssälen, 

Laboratorien, Leichen- oder Sektionsräumen, Stationen für Haut- und Geschlechtskrankheiten 15/Std. 

Reinigen von medizinischen Sauggeräten. (Das gleiche gilt für das Reparieren der medizinischen Sauggeräte 
in ungcreinigtem Zustand) 10/Std. 

Reinigungs- oder Reparaturarbeiten in Toilettenanlagen oder in I<rankenzimmern auf Stationen für Haut- und 
Geschlechtskrankheiten und in Infektionsabteilungen 15/Std. 

Reinigen von Darmbädern, Gehbädern oder Badewannen nach Behandlung von Gelähmten oder Quer-

schnittsgelähmten 8/Std. 

Beseitigen von Rohrbrüchen an unter Druck stehenden Wasserleitungen 7 /Std. 

79 Arbeiten in überhitzten oder feuchtigkeitsübersättigten 

a) Destillier- oder Sterilisierräumen von I<rankenhausapotheken 7 /Std. 

7 /Std. 

7 /Std. 

b) therapeutischen Räumen, Wasch- und Abwaschküchen

Arbeiten in Salben- oder Säurekammern 80 

81 Außergewöhnlich gefährliche oder gesundheitsschädigende Arbeiten in Laboratorien und in Leichenhallen 
der I<rankenhäuser 10/Std. 

10/Std. 

10/Std. 

82 

83 

Desinfektionsarbeiten mit Ausnahme der Schädlingsbekämpfung 

Reparaturarbeiten auf den Infektionsstationen der l<rankenhäuser und Heime 

Eingruppierung der hauptberuflichen Kirchenmusiker 

Kiel, den 27. Mai 1987 

Die langjährigen Bemühungen. die Eingruppierung der hauptbe­

ruflichen Kirchenmusiker durch Schaffung einheitlicher Tätigkeits­

merkmale für den Bereich der Nordelbischen Kirche zu ordnen, ist 

nunmehr zu einem Erfolg gekommen. Durch Bemühungen der 
gemäß Schlichtungsvereinbarung vom 5. November 1979 (GVOßl. 

80 S. 12) gebildeten Schlichtungsstelle kam es zwischen den 

Tarifpartnern des KAT-NEK zur Einigung über die Abteilung 10 der 

Vergütungsordnung des KAT-NEK Inzwischen haben alle Mit­

arbeiter-Organisationen dem erzielten Ergebnis zugestimmt. Die 

Unterschriften werden z.Z. eingeholt. Gegen dit Anwendung mit 
Wirkung vom 1. Mai 1987 bestehen keine Bedenken. 

Die Einigung über die Fassung der Abteilung 10 hat nach§ 5 der 

Schlichtungsvereinbarung die materielle Wirkung eines Tarifver­

trages. Dami1 gilt auch der Grundsatz der Allgemeinverbindlichkeit 
nach § 3 des Arbcitsrcchtsregelungsgesetzes (vgl. Bekanntmachung 

vom 28. Mai 1980 - GVOBI. S. 160). 

Die Kündigung der Vergütungsordnung des KAT-NEK durch den 

VKDA-NEK (vgl. Bekanntmachung vom 23. April 1987 - GVOBI. 

S. 118) wird durch die Einigung über die Fassung der Abteilung 10

nicht berührt. Die formelle Ergänzung der Vergütungsordnung um

die Abteilung 10 ist erst nach Wiederinkraftsetzen der Vergütungs­
ordnung möglich und bedarf daher eines besonderen Tarifver­

trages. Vorläufig ist daher die Abteilung 10 eigenständig geltendes 

Tarifrecht. 

Die Abteilung 10, deren vor der Schlichtungsstelle festgelegter 

Wortlaut nachstehend veröffentlicht wird. enthält im wesentlichen 

- die Tätigkeitsmerkmale für die Eingruppierung der Kirchenmusi­

ker auf ß-Stellcn in die Gruppen V c bis III.

- die Tätigkeitsmerkmale für die Eingruppierung der Kirchenmusi­

ker auf A-Stcllen in die Gruppen IV a bis I b.

- eine Ausnahmeregelung über die hauptberufliche Beschäftigung
von C-Kirchenmusikern und deren Eingruppierung (Prot.Not.

Nr. 1).

- eine Reihe von ßcgrifücrklärungen (Prot.Notizen Nr. 2-5).

Nordelbisches Kirchenamt 

Im Auftrag 

Grohmann 

Az.: 31300-10 -- D II 
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Vergütungsgruppe V c 

Abteilung 10 

Kirchenmusiker''' 

KirchL·nmusikcr mit 8-l'rüfung in B-Stellcn mit wrnigcr als 
zweijähriger Berufstätigkeit als solcher. 

Vergütungsgruppe V b 

Kirchenmusiker mit B-Pnifung in B-Stcllcn nach zweijähriger 
entsprechender Berubtätigkeit. 

(Hierzu Protokollnotiz .\'r. 2) 

Vergütungsgruppe IV b 

a) Angestellte der Vergütungsgruppe V b, die sich durch umfangrei­
che Tütigkeit aus der Vergütungsgruppe V b herausheben.

(Prntolrnllnotiz Nr. _31

b) Angestellte der Vergütungsgruppe V b nach vierjähriger Bewäh­
rung in der Vergütungsgruppe V b,

Vergütungsgruppe IV a 

a) Angestellte der Vergütungsgruppe IV b Fallgruppe a. die sich
durch kirchenmusikalische Leistungen von besonderer Bedeu­
tung aus der Vergütungsgruppe IV b Fallgruppe a herausheben.

b) Kirchenmusiker mit A-Prüfung in A-Stellen.

c) Angestellte der Vergütungsgruppe IV b Fallgruppe a nach vier­
jähriger Bewährung in der Vergütungsgruppe IV b.

Vergütungsgruppe III 

a) Kirchenmusiker mit A-Prüfung und künstlerisch besonders an­
spruchsvoller Tätigkeit.

(Hierzu Protokollnotiz .\'r. 4)

b) Angestellte der Vergütungsgruppe IV a Fallgruppen a und b
nach vierjähriger Bc11ährung in der Vergütungsgrupe IV a.

Vergütungsgruppe II a 

a) Angestellte der Vergütungsgruppe III Fallgruppe a, deren Tätig­
keit durch besondere Vielfalt der Anforderungen oder hervorra­
gcndL' künstlerische Leistungen geprägt ist.

(Hierzu Protokollnutiz '\r 5)

b) Angestellte der Vergütungsgruppe III Fallgruppe a nach sechs­
jähriger Bewährung in der Vergütungsgruppe m.

Vergütungsgruppe I b 

Angc,tcllte der Vergütungsgruppe II a Fallgruppe a nach sechs­
jähriger f)ewährung in der Vergütungsgruppe II a. 

Bei höherwertigen Aufgabenbereichen können durch Einzel­
arbeitsvertrag Sonderregelungen bis höchstens zur Vergütungs­

gruppe I a vereinbart werden. 

Protokollnotizen Abteilung 10 

Nr. 1 

Kirchenmusiker im Sinne der Vergütungsordnung zum KAT­
NEK sind ausschließlich hauptamtliche Kirchenmusiker mit A- und 
B-Prüfung, Kirchenmusiker mit C-Prüfung sind grundsätzlich ne­
benberuflich zu beschäftigen, und zwar in Kirchengemeinden mit
einfachen kirchenmusikalischen Verhältnissen wie z.B. in Land­
und kleineren Stadtrandgemeinden. Soll in einem Ausnahmefall

''' Hierzu Protokollnotiz Nr. 1 

ein C-K.irchenmusiker hauptamtlich. d. h. mit mindestens der Hälfte 
der tariflichen Arbeitszeit beschäftigt werden, so ist er nach Vergü­
tungsgruppe \'II/VI b zu vergüten. 

Nr. 2 

Das Merkmal „cntsprechcndc Tatigkcit" liegt rnr. wenn Kirchen­
musiker in B-Stellen entsprechend ihrer Qualifikation ldrchen­
musikalische Aufgaben in normalem Umfang wahrnehmen. Dazu 
gehören mindestens die Leitung eines Chores, das Singen mit 
Gemeindegruppen (Konfirmanden). das Orgelspiel im Gottesdienst, 
bei Amtshandlungen und bei sunsiigen Gemeincle1 transtaltungcn 
und wenn mug!ich die Leitung einer lnstrumentalgrurpe sowie die 
dazu nötigen Planungs- und \"orbereitungsarbeiten. 

Entsprechendes gilt, wenn Kirchenmusiker mit A-Prüfung in 
B-Stellen tätig sind.

Nr. 3 

„Umfangreiche Tätigkeit" ist die Erfüllung der Aufgaben. die 
nach der Dienstordnung für Kirchenmusiker vom 04 06.1980 vun 
einem hauptamtlichen B-K.irchenmusiker - unter Bildung von 
Schwerpunkten - erwartet werden kann. Dabei sind örtliche Gege­
benheiten angemessen zu berücksichtigen. 

Für die Schwerpunktbildung kann entweder 

- die Größe und/oder die Zahl der vom Kirchenmusiker zu
leitenden Chöre und Instrumentalgruppen

oder

- die Zahl der von ihm zu leitenden kirchenmusikalischen Ver­
anstaltungen in und/oder außerhalb der Gottesdienste

maßgebend sein 

Nr. 4 

Das Merkmal „künstlerisch besonders anspruchsYulle Tätigkeit'' 
liegt vor, wenn von Kirchenmusikern in A-Stellen - unter Gewich­
tung - in Orgelspiel, Chorleitung und Instrumentalgruppenarbeit 
der A-Kirchenmusikerprüfung entsprechende Leistungen hohen 
künstlerischen ."iiveaus erbracht werden. 

Nr. 5 

Die besondere Vielfalt der Anforderungen im Sinne dieser Fall­
gruppe erweist sich an dem besonderen Umfang der Leistungen, die 
von dem Kirchenmusiker auf den Gebieten der Orgel-. Chor- und 
Instrumentalgruppenarbeit erwartet werden. Ein Kriterium für die 
besondere \'iclfalt der Anforderungen können Art und Zahl der 
besonderen kirchenrnusikalischen \'cranstaltungcn I Kunzerte. Chor­
aufführungen u.ä.) sein. 

Hervorragende künstlerische Leistungen erfordern eine Steige­
rung gegenüber den in Vergütungsgruppe III geforderten Leistungen. 

Bekanntgabe der Prüfungskommission und Prüfungstermine für 

die Erste Theologische Prüfung im Frühjahr 1988 in Hamburg 
und Kiel 

Das Theologische Prüfungsamt hat nachstehend aufgeführte Prü­
fungskommissionen berufen (Änderungen vorbehalten): 

a) Erste Theologische Prüfung im Frühjahr 1988/Hamburg

Bischof Prof. D. K.rusche  (Vorsitzender)
Prof. Dr. Klaus Koch
Prof. Dr. Janowski
Prof. Dr. Paulsen
Prof. Dr. Rau
Prof. Dr. Kroeger
Prof. Dr. Gülzow
Prof. Dr, Traugott K och
Prof. Dr. Fischer
Prof. Dr. Schumann
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Prof. Dr. Ahrens 
Prof. Dr. Cornehl 
Prof. Dr. Grünberg 
Oberkirchenrat Dr. Conrad 
Hauptpastor Dr. H ucrschelmann 
Hauptpastor Dr. l\.lohaupt 
Hauptpastor Sto lt  
Pastor Dr. Holfelder 
Kirchenrätin Lübbert 
Pastor Kirsch 
Jlastur Ke b I in 

Die mündliche Prüfung findet am 4. und 5. Februar 1988 in 
Hamburg statt. 

b) Erste Theologische Prüfung im Frühjahr 1988/Kiel

Bischof D. Sto 11 (Vorsitzender)
Prof. Dr. Metzger
Prof. Dr. Dr. 0 o n n er
Prof. Dr. B ecker
Prof. Dr. Luck
Prof. Dr. Staats
Prof. Dr. Maron
Prof. Dr. Rirkncr
Prof Dr. Wölfe!
Prof. Dr. Waack
Prof. Dr. Scharfenberg
Prof. Dr. Preul
Direktor Pastor Butt l e r
Pastor Dr. D abelstein
Oberkirchenrat Dr. Cunrad
Oberkirchenrat Dr. Hach
Pastor Hammerich
Pastor Hertzberg
Kirchenrätin L üb b e r t
Pastor Dr. Nörenberg
Pastor Schlömp

Die mündliche Prüfung findet am 11. und 12. Februar 1988 in 
Kiel statt. 

Nordelbisches Kirchenamt 

Theologisches Prüfungsamt 

Im Auftrage 

Dr. Conrad 

Az.: 2133 -A 1/A 1 

Zusammensetzung des Theologischen Beirates 

Kiel, den 25. Mai 1987 

Die nach Artikel 101 der Verfassung der Nordelbischen Kirche in 
Verbindung mit den§§ 102 und 103 des Wahlgesetzes vom 19. No­
vember 1977 (GVOBI. S. 266) i.d.F. der Kirchengesetze vom 19. Fe­
bruar 1978 (GVOBI. S. 237), vom 28. Mai 1978 (GVOBI. S. 239), 
vom 15. Januar 1984 (GVOBI. S. 49) und vom 19. Januar 1985 
(GVOBI. S. 75) durchzuführenden Wahlen und Berufungen in den 
Theologischen Beirat sind erfolgt. 

Danach setzt sich der Theologische Beirat wie folgt zusammen: 

a) Wahl durch die Pröpstekonvente der Sprengel (Art. 101
Abs. 1. Buchst. a) der Verfassung):

Propst l\lanfred Kam per. Husum
Propst Dr. Sigo Lchming. Pinneberg
Propst Rolf Christ iansen. Hamburg

b) Wahl durch die Pastorenkonvente der Sprengel (Art. 101

Abs. 1, Buchst. b) der Verfassung):

Pastor Dr. Dankwart Arndt. Satrup
Pastorin .\ngelika Gchnt 1-'ockbek
Pastor Paul Hoppe. Hradcrup
Pastor Andreas Hert zberg. Kiel
Pastor Rudolf Rößler. Plön
Pastor Dr. Ingo Lembke. Halstenbek
Pastor Dr. Justus F rcyt ag. Hamburg
Pastor Klaus Eulenhcr)!Cr Hamburg
Pastorin Sabine Erl er, Hamburg

c) Entsendung durch die Theologischen Fachbereiche der Uni­
versitäten (Art. 101 Abs. 1, Buchst. c) der Verfassung):

Professor Dr. Eberhard Wölfe!. Kiel
Professor Dr. Hermann F i scher, Hamburg

d) Wahl durch die Synode (Art. 101 Abs. 1 Buchst. d) der
Verfassung):

Lehrerin Maren Thiessen. Lehe
Gemeindehelferin Ursula Gertz, Flensburg
Oberstudienrat Harald Goldheck-Löwe, Großhansdorf
Propst Dr Hans-Christian K n u t h, Eckernförde

c) Wahl durch die Kammer für Dienste und Werke (Art. 101 Abs.
1, Buchst. e) der Verfassung):

Gemeindehelferin Helga Gotthardt, Norderstedt
Past orin Heide Emse, Plön
Pastor Dr. Rolf D abelstein. Rickling

f) Berufung durch die Kirchenleitung (Art. 101 Abs. 1, Buchst. f)
der Verfassung):

Landwirt Nicolaus Jessen-T hiesen, Ahneby
Professor Dr. Reinhart Staats, Kiel
Pastor Friedrich Franz Hasselmann, Ahrensburg

Der neugewählte Theologische Beirat ist am 7. November 1986
zu seiner konstituierenden Sitzung zusammengetreten und hat 
Herrn Pastor Friedrich Hassclmann (Ahrenshur)!) zu seinem Vor­
sitzenden und Herrn Propst Dr. Hans-Christian Knuth (Eckern­
förde) zum Stellvertreter des Vorsitzenden nach Artikel 101 Abs. 3 
der Verfassung gewählt. Herr Pastor Andreas Hertzberg (Kiel 1 
wurde zum Schriftführer bestellt. 

Nordelhisches Kirchenamt 

Im Auftrage 

Heinrich 

Az.: 1022 - 11 - T I/T 2 
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Bekanntgabe eines neuen Kirchensiegels 

Kiel, den 2. Juni 1987 

KirchL·ngemeindc· Chri,tu,kirchc Bordesholm 

KirchL·nkreis: Neunnimtcr 

Die Umschrift des Kirchensiegels lautet: b.-Luth. Kirchenge­

meinde Christuskirche Bordesholm. 

Nordelbisches Kirchenamt 

Dr. Bla schke 

A1,: 91 '53 Chri,tuskirchL· Bor·desholm - 1,  l '.-'\l{\I 2 

Berichtigungen 

Bekanntgabe e11,es neuen Kirchensiegels 

Kirchc1,1"L,," .,,..,e: Schnclsm 

KirchcnkrL·is: '.\liendorf 

Kiel, den 21. Mai 1987 

Die Umschrift des Kirchensiegels lautet: Evangelisch-Lutherische 

Kirchengemeinde Schneisen 

Nordelbisches Kirchenamt 

Dr. B laschke 

Az .. 9153 Schneisen - H l/;\R:\ 2 

Kiel. den 21. Mai 1987 

In den lkkanntmachungcn Lllr Anpassung ckr Besoldung 198(, 

und l lJ::-:7 ist die Hühe der Zulage gemäß Fußnote 3 zu Besoldung,­
gruppe A 12 unrichtig angegeben worden. Es wird gebeten, 

- in Anlage 1 Nr. 3 der Bekanntmachung mm 12. März 1986
(GVO Bl. S. 89) den Betrag rnn „79,63" zu ersetzen durch „80,61"

und

- in Nr. 1 Satz 3 der Bc·karrntmachung \Olll 27. April 19::S7

(GVOl31. S. 115) den Betrag von ,,82,34·· zu ersetzen durch

,,83,35"

Nordelbisches Kirchenamt 

Irn Auftrag 

Gruhmann 

Az .. 3511 - D II 

Ste 11 ena u s schrei bu ngen 

Pfarrstellenausschreibung 

In der Kirchengemeinde  Erfde im Kirchenkreis Schleswig 

wird die Pfarrstelle vakant und ist voraussichtlich zum 1. August 

1987 mit einem Pastor oder einer Pastorin zu besetzen. Die Beset­

zung erfolgt durch bischöfliche Ernennung. 

Die Kirchengemeinde Erfde umfaßt ca. 2.200 Gemeindeglieder in 
den Gemeinden Erfde, Tielen und Bargen. Die schöne, alte St. 
Marien Magdalenen Kirche liegt direkt im Zentrum des Kirch­
spiels. Ein geräumiges Pastorat sowie ein gut eingerichtetes Ge­
meindehaus (beides Baujahr 1970) stehen zur Verfügung. Erfde ist 

ein ansprechender, zentraler Ort mit Kindergarten, Vor-, Haupt­

und Realschule. Weiterführende Schulen in Husum. Rendsburg 
und Heide. Wir wünschen uns einen Pastor bzw. eine Pastorin, der 

bzw. die in Predigt und Seelsorge auf dem Boden des lutherischen 
Bekenntnisses steht. Ein aufgeschlossener Kirchenvorstand sowie 
haupt-, neben- und ehrenamtliche Mitarbeiter stehen ihm bzw. ihr 
zur Seite. 

Bewerbungen mit ausführlichem. handgeschriebenen Lebenslauf 
sind zu richten an den Herrn Bischof für den Sprengel Schleswig 
über den Herrn Propst des Kirchenkreises Schleswig, Pastoren­

straße 11, 2380 Schleswig. 

Weitere Unterlagen sind auf Anforderung einzureichen. Aus­
künfte erteilen der stellvertretende Vorsitzende des Kirchenvor­
standes, Herr Frenzen, 2376 Erfde-Bargen, Tel. 0 43 33 / 4 40, und 

Propst Heyde, Pastorenstraße 11, 2380 Schleswig. Tel. 0 46 21 / 
2 34 97. 

Ablauf der Bewerbungsfrist: Sechs Wochen nach Erscheinen 
dieser Ausgabe des Gesetz- und Verordnungsblattes. 

Az.: 20 Erfde - P 11/P 1 
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Stellenausschreibung 

Die Ev.-Luth. Kirchengemeinde Neumünster-Gartenstadt sucht 
zum 1. September 1987 

cillL' n Gcmcin dcdiabin/in. 

Die Stadtgemeinde hat 4.100 Gemeindeglieder. Die Gemeinde­
arbeit wird von vielen ehrenamtlichen '.\litarbeitern zusammen mit 

dem Team der Hauptamtlichen und dem Pastor gestaltet. Ein 

modernes Gemeindezentrum steht für die Arbeit zur Verfügung. 

DiL' Schwerpunk1l' Lkr Arbcil sind: 

- l�indcr- und Jugl'Jlclarbcit,

- .�rbeit mit jungen Erwachsenen,

- Konfirmandenunterricht,

- Gestaltung von Familien- und Jugendgottesdiensten,

- Freizei!l'n und Besuche.

Der/Die Diakon/in soll teamfähig, kreati\· und engagiert sem 
und neue Impulse in die ganze Gemeindearbeit einbringen. 

nci der Beschaffung einer Wohnung ist die Kirchengemeinde 

bchilJlilh 

Vergütung nach KAT 

Bewerbungen mit den üblichen Unteriagen werden erbeten an 
den Kirchenvorstand. 

Auskünfte erteilt der \ orsitzende. Herbert Lange. Heinrich­
Orbahn-Stragc 4. Tel 04321 i S 15 5h. 

Bcwc·rbungsfrisl: 4 Woclll'n nach Erschcinrn der Ausschreibung. 

Az.: 30 - �eumünster-Ganenstadt - E 1/E 1 

Personalnachrichten 

Ordiniert· 

A m  23. Mai 1987 der  Vikar Chris t ian Asmussen: 

am 24. Mai 1987 der \'ikar Ingo B e hr ens; 

am 24. Mai 1487 dn Vikar Lutz 1\ ruh n 

a111 23. Mai 1487 dLT \ikar Claus Curcls. 

am 24. Mai 1987 die \'ikarin Susanne Da um, geb. Rabe: 

am 24. Mai 1987 der \'ikar Jörg Denke. 

am 24. Mai 1987 der \'ikar Klaus Diskowski; 

am 24. Mai 1987 die· \ikari11 Marina Fi tlL'n-Jan1a: 

am 24. Mai 1987 dl'r \'ikar Jörn Falke. 

am 24. Mai 1987 der Vikar Hans-Jürgen Fr iedrichsen: 

am 24. Mai 1987 der Vikar Friedemann Green; 

am 23. Mai 1987 der \'ikar Harald G rC'\ e. 

am 2--t. Mai 1987 (kr \ikar Uwe Heinr ich. 

am 24. Mai 1987 die \'ikarin Hannelore Hir t; 

am 24. Mai 1987 der \'ikar Jürgen Jessen-T hiesen: 

am 24. Mai 1987 der \ ikar Manfred Kais e r; 

am '.'4. Mai l9i'i7 (kr \ikar Christoph Karslcns; 

arn 24. Mai 1987 (kr \ikar Johan-Pckr Kcmpcrmann 

am 24. Mai 1987 die Vikarin Susanne O tto-Kempcrmann, geb. 

Otto; 

am 24. Mai 1987 der Vikar Rainer IG u ß; 

am 24. Mai 1987 der Vikar Willfrid Knees; 

am 23. Mai 1987 der Vikar Rüdiger Kreutz: 

am 24. Mai 1987 der Vikar Ingmar Krüger; 

am 24. Mai 1987 die Vikarin Marie-Luise Krüger, geb. Gerke; 

am 23. Mai 1987 der Vikar Joachim K urberg; 

am 24. Mai 1987 der Vikar Hans-Christoph P lümer: 

am 24. Mai 1987 der Vikar Tom Pra low, geb. Beese: 

am 24. Mai 1987 die Vikarin Carmen Rahlf: 

am 24. Mai 1987 der Vikar Gerhard Sabrowski: 

am 23. '.\lai 1987 der Vikar Hans-Heinrich Schmidt; 

am 24. '.\lai 1987 die Vikarin U te Sc höttler-Bio ck, geb. Schöttl er: 

am 24. fllai 1987 die Vikarin Ursula Sieg; 

am 24. \lai 1487 der Vikar Harro Tcckcnburg· 

am 23. \lai 1487 die Vikarin Jutla WciR 

Ern annt: 

Mit \\'irkung vom 16. September 1987 der Pastor Joa­
chim Tcglmcycr. hi,her in Hamburg. zum flaswr der 2 .  Pfarr­

;;tclk der KirchcngcmL'indL' Glashütte. KirLhcnkrcis Nicndorl 

Eingeführt: 

Am 9. '.\lai 1987 der Pastor Karl-Behrnd Hasselman n als Propst 
des Kirchenkreises l(ic\ und gleichzeitig ab Pastor in die 
2. Pi'arrslcllc der Kirchc·11gcmcindc St. :\il(()lai zu Kiel:

am 15. '.\lai 1987 die PaslOrin Martina Gehlhaar als Pastorin in 

die 3. Pfarrstelle des Studenten- und Hochschulpfarramtes der 

Nordelbischen Ev.-Luth. Kirche in Hamburg: 

am 17. '.\lai 1987 der Pastor Christoph Stürmer als Pastor in die 
l J'L1rrstelle der Kirclll'ngcmcindc Allen holz, Kirchenkreis
faknnfürclc.

Verlängert: 

Die Amtszeit des Pastors Peter Ge rt z als Inhaber der Pfarrstelle 
des Kirchenkreises Niendorf für diakonische Aufgaben um 

10 Jahre über den 30. September 1987 hinaus; 

die Amtszeit des Pastors Horst Qua n d t als Inhaber der Pfarrstelle 

der Nordelbischen Ev.-Luth. Kirche für Seelsorge im Theodor­

Schäfer-Berufsbildungswerk in Husum um 2 Jahre über den 

31. Juli 1987 hinaus.

Beurlaubt: 

Mit Wirkung vom L Juli 1987 auf die Dauer von 5 Jahren der Pastor 
Peter Go d z i k, bisher in Büdelsdorf, für eine Tätigkeit im 
Lutherischen Kirchenamt der VELI<D. 
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Beauftragt: 

Mit Wirkung vom 1. Juni 1987 der Pastor z. A. Christian 
As m u s sen unter Begründung eines Dienstverhältnisses auf 
Prnbc zur Nordclbischcn Ev.-Luth. Kirche mit der Verwaltung 
der 2. Pfarrstelle der Kirchengemeinde Lcn-;ahn, Kirchenkreis 
Oldenburg; 

mit Wirkung vom 1. Juni 1987 der Pastor z. A. Ingo Behren s unter 
Begründung eines Dienstverhältnisses auf Probe zur Nord elbi­
schen Ev.-Luth. Kirche mit der Verwaltung der 3. Pfarr'1clle 
dn Kirchrngerneinlk Albersdorf, Kirclwn kreis SLidcrdithm�1r­
;,chL·n: 

mit Wirkung vom 1. Juni 1987 der Pastor z. A. Lutz Bruhn  unter 
Begründung eines Dienstverhältnisses auf Probe zur Nordelbi­
schen Ev.-Luth. Kirche mit der Verwaltung der 3. Pfarrstelle 
der Kirchengemeinde Schneisen, Kirchenkreis Niendorf: 

mit Wirkung vom 1. 1 uni I cJ87 der Pastor L A. Claus Co rcl, unter 
lkgrlinclung eines DiL·nstvcrhältnisscs auf Probe zur Nordclbi­
schen Ev.-Luth. Kirche zur Dienstleistung im Kirchenkreis 
Rantzau und mit \Virkung vom 1. August 1987 mit der Verwal­
tung der 3. Pfarrstelle der Kirchengemeinde Kellinghusen mit 
dem Dienstsitz in Hennstedt, Kirchenkreis Rantzau; 

mit Wirkung vom 1. Juni I cJ87 die Pastorin 1 . .\. Susanne D a  um. 
geb. lbbe, unter BL·grundung eines DicnstverhältnisSL'S auf 
Probe zur Nordelbischen Ev.-Luth. Kirche zur Dienstleistung 
im Kirchenkreis Schleswig: 

mit Wirkung vom 1. Juni 1987 der Pastor z. A. Jörg Denke unter 

Begründung eines Dienstverhältnisses auf Probe zur Nordelbi­
,chL·n Ev.-Luth. KirchL' mit der Verwaltung dl'r 1. Pfarrstl'lk 
dn Kirchengemeinde· \\'eddingstedt, Kirchenkreis Norckrclith­
marschen: 

mit Wirkung vom 1. Juni 1987 der Pastor z. A. Klaus Diskowski 
unter Begründung eines Dienstverhältnisses auf Probe zur 
:\ordelbischcn Ev.-Luth. Kirche mit der \·erwaltung der 2. Pfarr­
,tclk dLT Apostcl-l(irchengcmei11cle Hamburg-Harburg. l(ir­
chL·nkrcis Harburg: 

mit Wirkung vom 1. Juni 1987 die Pastorin z. A. l\larina 
Eitzen-Janta  unter Begründung eines Dienstverhältnisses 
auf Probe zur Nordelbischen Ev.-Luth. Kirche mit der Verwal­
tung der 2. Pfarrstelle der Kirchengemeinde Burg in Dithmar­
,chc·r1. Kirchenkrci, SüderclithmarschL'Jl 

mit Wirkung vorn 1. Juni 1987 der l'l.istor 1 . . .\. Jiirn Palkc  unter 
Begründung eines Dienstverhältnisses auf Probe zur Nordelbi­
schen Ev.-Luth. Kirche mit der Verwaltung der 2. Pfarrstelle 
(Gemeindearbeit und Seelsorge in Alten- und Pflegeheimen) 
der Paul-Gerhard-Kirchengemeinde Hamburg-Wilhelmsburg. 

Kirchenkreis Harburg. 

mit Wirkung vom l. ]uni 1987 der PastrJT z. A. Hans-Jürgen 
Fr  ied ri c h s e n unter Begründung eines Dienstverhältnisses 

auf Probe zur Nordelbischen Ev.-Luth. Kirche mit der Verwal­
tung der 2. Pfarrstelle der Kirchengemeinde Handewitt mit 
dem Dienstsitz in Weding, Kirchenkreis Flensburg: 

mit Wirkung vom 1. Juni 1987 der Pastor z. A Friedemann Green 
unter Begründung eines Dienstverhältnisses auf Probe zur 
Nordelbischen Ev.-Luth. Kirche mit der Verwaltung der 2. Ffarr­
stelle der Kirchengemeinde Hauptkirche St. Michaelis, Kir­
chenkreis Alt-Hamburg - Bezirk Mitte-; 

mit Wirkung vom 1. Juni 1987 der Pastor z.A. Uwe Heinrich 
unter Begründung eines Dienstverhältnisses auf Probe zur 
Nordelbischen Ev.-Luth. Kirche mit der Verwaltung der 3. Ffarr­
stelle der Kirchengemeinde Osdorfer Born, Kirchenkreis 
Blankenese: 

mit Wirkung mm 1. Juni 1987 die Pastorin z. A. Hannelore Hirt  
unter Begründung eines Dienstverhältnisses auf Probe zur 
Nordelbischen Ev.-Luth. Kirche mit der Verwaltung der 4. Ffarr­
stclk dn \larthin-Lulhcr l(ing-KirchcngemL·indL' Steilshoop. 
Kirchrnkrcis Stormarn - Bezirk ßrahmfcld-\olksdorf -: 

mit Wirkung vom 1. Juni 1987 der Pastor z. A. Jürgen 
Jessen-Th i e sen unter Begründung eines Dienst\·erhältnisses 
auf Probe zur Nordelbischen Ev.-Luth. Kirche mit der Verwal­
tung der 2. Pfarrstelle der Kirchengemeinde Tellingstedt, Kir­
chenkreis \,iordcrdilhmarschcn: 

mit Wirkung \O!Tl 1. Juni 198� ein Pastor z. A. \lanfred Kaiser 
unter Begründung eines Dienstverhältnisses auf Probe zur 
Nordelbischen Ev.-Luth. Kirche mit der Verwaltung der 1. Ffarr­
stelle der Kirchengemeinde Schenefeld, Kirchenkreis Rends­
burg: 

mit Wirkung mm 1. Juni 1987 du Pastor z. A. Christuph Ka rstens 
unter l\c-gründung l'ines Dienstverhältnisses auf Probe zur 
Nordelbischcn Ev.-Luth. I<irche mit der Verv;a]tung der 2. Pfarr­
stelle der Christophorus-Gemeinde Bergedorf-West. Kirchen­
kreis Alt-Hamburg - Bezirk Bergedorf -: 

mit Wirkung vom 1. Juni 1987 der Pastor z. A. Johan­
f'cl(.'r l<L·mpermann untn Begründung cilll'S Dienslvcrhalt­
nissc, auf Probe (l'ingl',chranktes Dicnstvcrhaltnis - 50 "·o -) 
zur :\ordclbischcn Ev.-Luth. Kirche mit der \'erwallung der 
Pfarrstelle der I<irchengemeinde Nordhastedt. Kirchenkreis 
Süderdithmarschen (Regelung nach§ 7 Abs. 1 des Teilbeschäf­
tigungsgesetzes in der Fassung vom 19. Januar 1985); 

mit Wirkung vom 1. Juni I c)87 die Pastorin z. A. Susanne 
Ottu-1,c·mpcrmann. gd1. Otto. unter fkgründung eine, 
Dicnstwrhaltnisses auf Probe (eingeschränktes Dicm,tverhältnis 

- 50 °o -) zur Nordelbischen Ev.-Luth. Kirche mit der Verwal­
tung der Pfarrstelle der I<irchengemeinde :\ ordhasteclt, Kir­
chenkreis Süderdithmarschen (Regelung nach § 7 Abs. 1 des
TcilheschiHtigungsgcsetze, in der Passung \ 0111 19. Januar

19851.

mit Wirkung mm l. Juni 1987 der Pastor z. A. Eai ner K I u g unter 
Begründung eines Dienstwrhältnisses auf Probe zur Nordelbi­
schen fa.-Luth. Kirche zur Dienstleistung im Kirchenkreis 
Eckernförde und mit Wirkung vom 1. September 1987 mit der 
Verwaltung der 4. Pfarrstelle der Kirchengemeinde Tiorby. 
Kirchrn kreis Eckernfiird L': 

mit Wirkung \ om 1. Juni l LJ87 der Pastor z. A. \\-illfrid K n  ees 
unter Begründung eines Dienstverhältnisses auf Probe zur 

Nordelbischen Ev.-Luth. Kirche mit der Verwaltung der 3. Ffarr­
stelle der Kirchengemeinde Keitum/Sylt mit dem Dienstsitz in 
Tinnum auf Sylt, Kirchenkn'is SLidtondern: 

mit Wirkung \ll!Tl 1. Juni ILJ8� der Pastor z. A. lü1cligcr Kreutz 
unter Begründung eine, Dienstverhältnisses auf Prohe zur 
Nordelbischen Ev.-Luth. Kirche mit der Verwaltung der Kir­
chengemeinde Haseldorf. Kirchenkreis Pinneberg; 

mit Wirkung vom 1. Juni 1987 der Pastor z. A. Ingmar Krüger  

unter Begründung eines Dienstverhältnisses auf Probe (einge­
schränktes Dienstverhältnis - 50 % -) zur Nordelbischen 
Ev.-Luth. Kirche mit der Verwaltung der 2. Pfarrstelle der 
Philippus-Gemeinde zu Hamburg-Horn, Kirchenkreis Alt­
Hamburg - Bezirk Süd - (Regelung nach § 7 Abs. 1 des 

Teilbeschäftigungsgesetzes in der Fassung vom 19. Januar 

1985); 

mit Wirkung vom 1. Juni 1987 die Pastorin z_ A. Marie-Luise 
Krüger, geb. Gerke, unter Begründung eines Dienstverhält­

nisses auf Probe (eingeschränktes Dienstverhältnis - 50 0/o -) 
zur Nordelbischen Ev.-Luth. Kirche mit der Verwaltung der 
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2. Pfarrstelle der Philippus-Gemeinde zu Hamburg-Horn. Kir­
chenkreis Alt-Hamburg - Bezirk Süd - (Regelung nach § 7
Abs. 1 des Teilbeschäftigungsgesetzes in der Fassung vom
14. Januar 14851.

mit \\'irkung vom 1 !uni 1987 der Pastor 7. A. Joachim 11.urherg 
unter Begründung eines Dienstverhältnisses auf Probe zur 
'.'lordelbischen fa.-Luth. Kirche mit der Verwaltung der 2. Ffarr­
stelle der Kirchengemeinde Hohenhorn mit dem Dienstsitz in 
Börnsen, Kirchenkreis Herzogtum Lauenburg; 

mit Wirkung vom 1. 1 uni 1987 der Pastor z. A. Ham,-Christoph 
PI ü IT\ er unter Rq:ründung eim·, Dicnstvcrhiiltnisscs auf 
Probe zur Nord elbischen Ev.-Luth. Kirche mit der Verwaltung 
der 2. Pfarrstelle der Paul-Gerhardt-Iürchengemeinde Ham­
burg-Harburg. Kirchenkreis Harburg: 

mit Wirkung vom 1. Juni 1987 der Pastor z. A. Tom Pralow. geb. 
fü·ese, unter Ikgnindung eines Dienst\·erhiiltnisses auf Probe 
zur Nordelbischen Ev.-Luth. Kirche mit der Verwaltung der 
Pfarrstelle Tingleff der Nordschleswigschen Gemeinde der 
;-.;ordelbischen Ev.-Luth. Kirche: 

mit Wirkung vom l. Juni 1987 die Pastorin z.A. Carmen Rahlf 
unter Begründung eines Dienstverhältnisses auf Probe (einge-
,chränktes Diemtn·rhiiltnis - SO 1111 -) zur Nordelbischen 
Ev.-Luth. Kirche mit der Verwaltung der 1. Pfarrstelle der 
Kirchengemeinde Fruerlund, Kirchenkreis Flensburg: 

mit \Virkung vom 1. Juni 1987 der Pastor z. A. Friedrich 
Pudimat-Rahl f. geb. Pudimat. unter Begründung eines 
Dienstverhältnisses auf Probe ( eingeschränktes Dienstverhältnis 
- 50 °10 -) zur :\onklbischcn Ev.-Luth. Kirche mit der \·erwal­
tung der 1. Pfarrstelle der Kirchl·ngcmeindc Fruerlund. Kir­
chenkreis Flensburg (Regelung nach § 7 Abs. 1 des Teilbe­
schäftigungsgesetzes in der Fassung vom 19. Januar 1985):

mit Wirkung vom 1. Juni 1987 der Pastor z. A. Gerhard 
Sa b rows  ki unter Begründung eines Dienstverhältnisses auf 
Probe zur Norcklhischen Ev.-Luth. l(irche mit der Vernaltung 
der 2. Pfarrstelle der Kirchengcrnl'inde Tönning (verbunden 
mit eiern Pfarrbezirk der Kirchengemeinde Kating), Kirchen­
kreis Eiderstedt: 

mit \Virkung vom 1. Juni 1987 der Pastor z. A. Hans-Heinrich 
Schmidt  unter Begründung eines Dienstverhältnisses auf 
Probe zur Nordelbischen Ev.-Luth. Kirche zur Dienstleistung 
im Kirchenkreis Kiel: 

mit Wirkung vom 1. Juni 1q87 die Pastorin z. ;\_ Uc 
Schött ler-Block, geb. Schöttler unter Begründung eines 
Dienstverhältnisses auf Probe zur Nordelbischen Ev.-Luth. 
Kirche mit der Verwaltung der 1. Pfarrstelle der Kirchen­
gemeinde ,,Schalom .. ;-.;orderstedt, Kirchenkreis Niendorf: 

mit \Virhung vorn 1. Juni 1 '-l87 die Pastorin z .. .\. l rsula Sieg untn 
Begründung eines Dienstn:rhiiltnisses auf Pn,bc zur Norcklbi­
schen Ev.-Luth. Kirche mit der Verwaltung der 1. l'farrstelle 
der Kirchengemeinde Langenfclde, Kirchenkreis Niendorf: 

mit \Virkung vom 1. Juni 1987 der Pastor z. A. Harro Te cken bu rg 
unter Begründung eines Dienstverhältnisses auf Probe zur 
:\ordelbischen Ev.- Luth. Kirche zur Dicmtlcistung im Kir­
chrnkreis Flensburg: 

mit Wirkung vom 1. Juni 1987 die Pastorin z. A Jutta Weiß unter 
Begründung eines Dienstverhältnisses auf Probe zur Nordelbi­
schen Ev.-Luth. Kirche zur Dienstleistung im Kirchenkreis 
Pinneberg. 

In den War testand versetzt· 

Mit \\'irkung vom 1. Juni 1987 der Pastor !Ielmut Tröber  in 
Hamburg. 

Entlassen: 

Mit \Virkung vom 1. Juni 1987 der Pastor Herbert Köhler. bisher 
in St. Peter-Ording. auf seinen Antrag aus dem Dienst -
Diemt\-erhiiltnis auf Ll·bcnszeit - der Nonklbischcn Fv.-Luth 
Kirche zwecks iihcrgangs in den Dienst der b.-Luth. Landes­
ldrche Hannovers. 
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